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,Ich bin, weil ich arbeite"

»,Ich bin, weil ich arbeite", so kdnnte man das Lebensgefiihl vieler Menschen beschreiben. Die Arbeit
hat sich in unserer Gesellschaft, welche sich mit Stolz als ,Arbeitsgesellschaft" bezeichnet, zur wich-
tigsten Instanz fir die Identitdtsbildung und Sinnfindung vieler Menschen entwickelt. Durch die Er-
werbsarbeit und die Hohe des daraus resultierenden Einkommens werden Menschen bewertet. In
einer solchen Gesellschaft werden arbeitslose Menschen und Menschen ohne Erwerbschance buch-
stablich ,wertlos™ gemacht. Es gibt immer mehr prekare Arbeitsverhaltnisse, die Gruppe der so ge-
nannten ,working poor" wird gréBer.

Der Vorrang der Arbeit

,Ich spekuliere, also bin ich?" Angesichts der gegenwartigen Wirklichkeit, in deren Struktur so viele
vom Menschen verursachte Konflikte zutiefst eingefiigt sind und in der die technischen Mittel - eine
Frucht der menschlichen Arbeit - eine erstrangige Rolle spielen, muss man vor allem ein Prinzip in
Erinnerung rufen, das die Kirche immer gelehrt hat: das Prinzip des Vorranges der Arbeit gegeniiber
dem Kapital. Dieses Prinzip betrifft direkt den Produktionsprozess, flir den die Arbeit immer eine der
hauptsédchlichen Wirkursachen ist, wahrend das Kapital, das ja in der Gesamtheit der Produktions-
mittel besteht, bloB Instrument oder instrumentale Ursache ist. Dieses Prinzip ist eine offensichtliche
Wahrheit, die sich aus der ganzen geschichtlichen Erfahrung des Menschen ergibt.

Gute Arbeit als Teil des Lebens

Die Entwicklungen in Erwerbsarbeit und Wirtschaft stehen im Mittelpunkt des Sorgens und Hoffens
der Menschen. Ziel allen Wirtschaftens und Arbeitens ist ein gutes menschenwdirdiges Leben fir alle
Menschen dieser Erde. Das Sozialwort des Okumenischen Rates der Kirchen in Osterreich unter-
streicht, dass Erwerbsarbeit Identitat schafft und ein wichtiger Teil des Lebens ist.

Ein Grundlage flr gute sinnvolle Arbeit sind die Rahmenbedingungen, unter denen Menschen arbei-
ten. Das Sozialwort des Okumenischen Rates der Kirchen in Osterreich benennt Qualitétskriterien fiir
gute Arbeit. Dazu gehdren Fragen der Gesundheit, der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, zumut-
bare Arbeitszeiten, realistische Mobilitatserfordernisse. Gute Arbeit gewahrt ein angemessenes Ein-
kommen, respektiert menschliche Fahigkeiten und die Menschenwiirde und bezieht sowohl das Pro-
dukt wie die Belange der Umwelt als Kriterien mit ein.

Der Kollektivvertrag der Didzese Innsbruck schafft solche Rahmenbedingungen und Rechtsgrundla-
gen zum Wohl der Angestellten. Unsere Ditzese versucht damit auch gemaB der Katholischen Sozial-
lehre den Blick flir das Ganze des Lebens zu scharfen.

Manfred Scheuer, Bischof von Innsbruck



Liebe Kollegin, lieber Kollege!
Wertes Mitglied!

Wir Uberreichen Ihnen mit diesem Schreiben den flir Sieab 1. 1. 2013 giltigen Kollektivvertrag. Die-
ser wurde in Zusammenarbeit Ihrer Interessensvertretung der GPA-djp und Ihrer Dienstgeberin der
Didzese Innsbruck ermdglicht.

Dieser Kollektivvertrag unterstreicht die enorme Bedeutung kollektivvertraglicher Vereinbarungen
auf Uberbetrieblicher Ebene durch Ihre starke Gewerkschaft. Denn nur dadurch wurde der erfolgrei-
che Abschluss dieses Kollektivvertrages bewirkt, zu dem auch Sie als treues Gewerkschaftsmitglied
entscheidend beigetragen haben.

Kollektivvertrage werden nicht von Seiten des Gesetzgebers beschlossen und sie sind ebenfalls keine
Selbstverstandlichkeit. Da sie in oftmals sehr schwierigen Verhandlungen - nicht selten von Aktionen
begleitet — zwischen den Gewerkschaften auf ArbeitnehmerInnenseite und den VertreterInnen der
Arbeitgeber zur Durchsetzung gebracht werden missen, ist der gewerkschaftliche Organisations-
grad einer Branche von betrachtlichem Einfluss. Aus diesem Grund ist jedes einzelne Mitglied und
in weiterer Folge die damit verbundene Starke der Gewerkschaft von unschatzbarem Wert, damit
wir auch weiterhin gemeinsam Verbesserungen fiir Sie erreichen und dadurch den sozialen Fort-
schritt fur alle ArbeitnehmerInnen sicherstellen kénnen.

Die Voraussetzung und die Kraft fir die Durchsetzung unserer Ziele und unserer gemeinsamen Be-
muihungen liegen in eben dieser gewerkschaftlichen Mitgliedschaft aller ArbeitnehmerInnen, denn
nur gemeinsam sind wir stark! Deshalb geben Sie bitte unseren Leitsatz an all jene weiter, die nicht
dieser grundlegenden Uberzeugung sind:

Es gibt vieles,
fiir das es sich lohnt,
organisiert zu sein!

Herzlichen Dank flr Ihre Unterstlitzung. Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag noch Fragen haben,
stehen wir Ihnen selbstverstandlich gerne mit Rat und Tat zur Verfligung.

Mit kollegialen GriBen

Wolfgang Katzian Karl Proyer
Vorsitzender Geschaftsbereichsleiter
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KOLLEKTIVVERTRAG

DER DIOZESE INNSBRUCK
Giiltig ab 1.Janner 2013

1. PRAAMBEL

Dieser Kollektivvertrag soll in gelebter diézesaner So-
zialpartnerInnenschaft das gemeinsame und kons-
truktive Miteinander von Dienstgeberin und Dienst-
nehmerInnen in unserer Di6zese starken und unter-
stutzen.

Jesus lehrt, die menschliche Arbeit zu schiitzen. Seine
eigene Sendung beschreibt er als eine Werktatig-
keit.*) ,,Mein Vater ist noch immer am Werk,
und auch ich bin am Werk™.**)

Das Gemeinwohl aller in den di6ézesanen Arbeitspro-
zess involvierten Personen ist Voraussetzung dafr,
Kirche nach innen und nach auBen liberzeugend leben
und vertreten zu kdnnen. Alle, dieim Dienst der Di6ze-
se und ihrer Menschen stehen, sollen demnach ihre
Verantwortung in gelebtem Glauben wahrnehmen
und erfillen und ihr Handeln und Wirken auf das ge-
meinsame christliche Fundament aufbauen. Im So-
zialhirtenbrief heiBt es: , Die menschengerechte

Gestaltung von Arbeit, Wirtschaft und Gesell-
schaft hat eine groBBe Bedeutung fiir das Reich
Gottes™.***) So haben sich die Kirchen in Osterreich
verpflichtet, in ihren eigenen Einrichtungen dem Geist
des Evangeliums entsprechende Rahmenbedingun-
gen flr die menschliche Arbeit zu schaffen:

~Die Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften
bemiihen sich in ihren Organisationen und Be-
trieben um menschengerechte Arbeitsbedin-
gungen, Einkommensgerechtigkeit und Mitbe-
stimmung der Beschiftigten™.****)

Dieser Kollektivvertrag soll ein Beitrag dazu sein.

*) Kompendium der Soziallehre der Kirche 259

**) Joh 5,17

***) Sozialhirtenbrief 13 B
***xx%) Sozialwort des 6kumenischen Rates der Kirchen in Oster-
reich 178

2. VERTRAGSABSCHLIESSENDE KOLLEKTIVVERTRAGSPARTEIEN

e Didzese Innsbruck

o Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck-Jour-
nalismus-Papier

3. GELTUNG

§ 1 Geltungsbereich

Der Kollektivvertrag gilt:
(1) Raumlich fur das Gebiet der Diézese Innsbruck.

(2) Fachlich fiir alle Amter und Einrichtungen der Di6-
zese Innsbruck. Das sind sémtliche Amter der Didzese
Innsbruck, sowie die kirchlichen Stiftungen - Stiftung
Caritas der Diézese Innsbruck, Stiftung Bildungszent-
rum der Caritas Innsbruck, Stiftung Bruder und

Schwester in Not, Stiftung Kirchliche Padagogische
Hochschule Edith Stein, alle Pfarren der Diézese Inns-
bruck, das Bischofliche Priesterseminar, das Institut
fir Bildung und Erziehung, sowie alle vom Bischof
von Innsbruck verliehenen bzw anerkannten Rechts-
persodnlichkeiten nach kanonischem Recht.*)

Diese sind im Anhang 7 des Kollektivvertrags ange-
fahrt.



(3) Personlich fur alle DienstnehmerInnen, die im
fachlichen Geltungsbereich beschaftigt sind und ein
Dienstverhaltnis mit der Di6zese Innsbruck oder ei-
nem der im Punkt (2) genannten Rechtspersdnlichkei-
ten haben. Fir DienstnehmerlInnen, fir die bisher die
DBO 85 gegolten hat, gelten besondere Regelungen
fur die Besoldung, fur die dienstfreien Tage, den Es-
senszuschuss und die Pensionsvorsorge.**) Fr
Dienstnehmerlnnen mit Sondervertragen gelten
grundsatzlich die Bestimmungen des Kollektivvertra-
ges auBer in jenen Punkten, in denen sie in ihrem
Dienstvertrag Sonderregelungen zugesichert bekom-
men haben.

(4) Fir DienstnehmerInnen, die in ihren Dienstver-
tragen vom Kollektivvertrag abweichende, flr sie
gunstigere Vereinbarungen haben (Glnstigkeitsprin-
zip), gelten diese in vollem Umfang solange weiter,
bis im Einvernehmen zwischen Dienstgeberin und
Dienstnehmerln neue Vereinbarungen getroffen wer-
den.

*) Kanon 381 § 1, Kanon 312 § 1/3 und Kanon 321s.
**) siehe Anhang - Sonderbestimmungen des Kollektivvertrags
der Diézese Innsbruck i.d. Fassung vom 1.Jénner 2011

§ 2 Geltungsdauer

(1) Der Kollektivvertrag tritt mit 1.Janner 2013 in
Kraft und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

(2) Der Kollektivvertrag kann von beiden Kollektiv-
vertragsparteien unter Einhaltung einer 6-monatigen
Kindigungsfrist zu jedem 30. 6. und 31. 12. eines Jah-
res mittels eingeschriebenen Briefes gekliindigt wer-
den.

(3) Bei Kindigung des Kollektivvertrages werden
wahrend der Kiindigungsfrist Verhandlungen Uber ei-
ne Erneuerung oder Abanderung des Kollektivvertra-
ges geflihrt.

(4) Verhandlungen (ber Gehaltsanpassungen und
Valorisierung von Zulagen und Sozialleistungen finden
jahrlich statt und orientieren sich am o6ffentlichen
Dienst.

§ 3 Anwendung von Gesetzen

Dem Stufenbau der Rechtsordnung entsprechend gel-
ten Uber diesen Kollektivvertrag hinaus alle einschla-
gigen Gesetze in der jeweils gultigen Fassung. Sofern
in diesem Kollektivvertrag nicht anders lautende Re-
gelungen (Gunstigkeitsprinzip) vereinbart wurden,
gelten insbesondere die Bestimmungen des Arbeits-
verfassungsgesetzes, wobei hier auch die besonderen
Bestimmungen des § 132 fiir die Didzese als ,Ten-
denzbetrieb" Gultigkeit haben.*)

Weitere wichtige Gesetzesquellen sind das Angestell-
tengesetz, das Arbeitszeitgesetz, das Arbeitsruhege-
setz, das Urlaubsgesetz, das Gleichbehandlungsge-
setz, das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, das Mut-
terschutzgesetz, das Eltern-Karenzurlaubsgesetz,
das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz und an-
dere relevante Rechtsquellen.

*) § 132. Betriebe mit besonderer Zweckbestimmung und Verwal-
tungsstellen juristischer Personen éffentlichen Rechts

4. DIENSTORDNUNG BZW RAHMENRECHTLICHER TEIL

§ 4 Entstehen eines Dienstverhalinisses

Ein Dienstverhaltnis mit der Didzese Innsbruck bzw
mit den anderen im § 1 (Abs 2) angeflihrten Rechts-
personlichkeiten entsteht entsprechend den gesetzli-
chen Bestimmungen. Zur Begriindung eines Dienst-

verhaltnisses sind seitens der Dienstgeberin nur der
Generalvikar oder die von ihm mit dieser Aufgabe be-
trauten AmtsleiterInnen befugt. Bei Dienstantritt wird
der/dem DienstnehmerIn der Kollektivvertrag, die flr

-8 -



sie/ihn zutreffenden Betriebsvereinbarungen und der
Dienstvertrag It § 6, Abs 3 Angestelltengesetz aus-
gehandigt.

Jedes Dienstverhaltnis wird unbefristet abgeschlos-
sen, in begrindeten Fallen ist eine Befristung moglich,
wobei der erste Monat als Probezeit gemaB § 19, Abs 2
Angestelltengesetz als vereinbart gilt. Ausnahmen
sind im Dienstvertrag zu vermerken.

Der Betriebsrat wird unverzuglich Uber die Anstellung
jeder Dienstnehmerin / jedes Dienstnehmers und de-
ren/dessen Einstufung in die Gehaltsgruppen laut Kol-
lektivvertrag und Dienstpostenplan informiert und er-
halt in der Folge eine Abschrift des Dienstvertrages
und der Arbeitszeitvereinbarung.

§ 5 Anstellungsvoraussetzungen

Laien, die im kirchlichen Dienst stehen, tragen ent-
sprechend ihrer Mdglichkeiten und Begabungen ge-
meinsam mit der Di6zesanleitung Verantwortung flr
die Kirche von Innsbruck.

Daher erfordert die Ubertragung eines kirchlichen
Dienstes:

a) den Nachweis der fachlichen Qualifikation fir den
angestrebten Dienst,

b) eine bewusst christliche Lebensgestaltung, die
sich am Evangelium und an der Praxis kirchlichen
Lebens orientiert,

c) die Bereitschaft zum Dienst und zur Mitarbeit in der
Kirche unter der Leitung des Bischofs.

Von allen MitarbeiterInnen, besonders aber von je-
nen, welche Flhrungspositionen bekleiden, wird von
der Dienstgeberin, aber auch von den Glaubigen er-
wartet, dass ihr Leben Zeugnis fir den Glauben sei:

a) durch gelebten Glauben im familiaren und persén-
lichen Bereich,

b) durch Teilnahme am Gemeindeleben,
c) durch eine verantwortungsvolle und solidarische

Mitarbeit an der Dienststelle.

Abweichungen von den in diesem Paragraphen ge-
nannten Anstellungsvoraussetzungen bedirfen im
Einzelfall eines Beschlusses der Ordinariatskonferenz.

§ 6 Pflichten der Dienstnehmerinnen

(1) Die DienstnehmerInnen sind verpflichtet, ihre
Dienstobliegenheiten, die im Anstellungsdekret bzw
im Dienstvertrag festgelegt sind, und deren Art und
Umfang gewissenhaft und uneigenniitzig zu erftllen,
die dienstlichen Anordnungen ihrer/seiner Vorgesetz-
ten zu befolgen und auf die Wahrung der kirchlichen
Interessen bedacht zu sein. Alle DienstnehmerInnen
haben sich der Verantwortung, die Kirche, insbeson-
dere die Didzese Innsbruck, zu reprasentieren, stets
bewusst zu sein und dies in ihrer Haltung und Lebens-
fihrung zum Ausdruck zu bringen.

(2) Zur Erteilung einer Dienstanweisung sind die/der
jeweilige Dienststellen-, Abteilungs-, BereichsleiterIn
und die/der AmtsleiterIn befugt. Bei Uberschneidung
mehrerer Anweisungen gilt die der/des héheren Vor-
gesetzten. Der Bischof und der Generalvikar sind flr
alle DienstnehmerInnen dienstanweisungsbefugt.

(3) Alle DienstnehmerInnen sind an das Dienstge-
heimnis gebunden. Dieses umfasst alle Angelegenhei-
ten, die den DienstnehmerInnen in Ausliibung ihres
Dienstes bekannt geworden sind und deren Geheim-
haltung im Interesse des Dienstes liegt oder ihnen
dienstlich aufgetragen worden ist. Eine Verletzung
des Dienstgeheimnisses liegt nicht vor, wenn Dienst-
nehmerInnen ihrem Betriebsrat Uber Dienstangele-
genheiten Mitteilung machen, um sich oder andere
DienstnehmerInnen gegen wirkliche oder vermeintli-
che Nachteile zu schitzen. Die DienstnehmerInnen
sind zur Verschwiegenheit, auch im Sinne des Daten-
schutzgesetzes, verpflichtet. Von dieser Verpflichtung
kann, soweit nicht Bestimmungen der staatlichen Ge-
setzgebung entgegenstehen, nur der Generalvikar
entbinden. Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht
auch nach der Auflésung des Dienstverhaltnisses wei-
ter.



§ 7 Pflichten der Dienstgeberin

(1) Die Dienstgeberin Gbernimmt mit der Entstehung
eines Dienstverhaltnisses auch Verantwortung flr die
DienstnehmerInnen und muss nach den Bestimmun-
gen des Allgemeinen Birgerlichen Gesetzbuches
§ 1157 (1) und (2) und den Bestimmungen des Ange-
stelltengesetzes § 18 (1), (2), (3), (4) die Fursorge-
pflicht erflllen.

(2) Die Dienstgeberin und in weiterer Folge die ver-
antwortlichen Flihrungskrafte verpflichten sich, die
gesetzlichen Bestimmungen, die Bestimmungen des
Kollektivvertrages, alle relevanten und abgeschlosse-
nen Betriebsvereinbarungen und sonstigen mit den
Betriebsratskérperschaften abgeschlossenen ein-
schldgigen Regelungen einzuhalten und dienstliche
Anweisungen nur auf Basis dieser Grundlagen zu ge-
ben.

§ 8 Mitteilungspflicht

(1) Ausiibung von zusatzlichen Beschiftigun-
gen:

a) Jede in kurzer Abfolge wiederkehrende zusatzliche
Erwerbstatigkeit, die Aufnahme eines Studiums oder
einer sonstigen Ausbildung sowie die Annahme eines
politischen Mandats*) sind im Vorhinein der Dienstge-
berin zu melden.

b) Die Ausliibung von zusatzlichen Beschaftigungen,
die die/den DienstnehmerlIn an der klaglosen Erfiil-
lung ihrer/seiner Dienstpflichten hindert und/oder be-
trieblichen Interessen schaden, ist nicht zulassig.

(2) Anderung der Personaldaten:

a) Jede Anderung von Personaldaten (Anderung des
Familiennamens, des Wohnortes, des Familienstan-

des usw) ist unverzlglich der Dienstgeberin zu mel-
den.

b) Die Meldung erfolgt flir Angestellte des Ordinaria-
tes beim Personalservice, flur Angestellte der Caritas
bei der Geschaftsfiihrung, flir Angestellte anderer
Rechtspersdnlichkeiten bei den flr ihre Personalange-
legenheiten verantwortlichen Stellen.

c) Der/dem unmittelbar Vorgesetzten ist diese Mel-
dung abschriftlich zu Gibergeben.

*) Siehe Grundsatzerkldrung zur Vereinbarkeit von kirchlichem
Dienst und politischem Engagement fiir DienstnehmerInnen im Bi-
schéflichen Ordinariat der Diézese Innsbruck

§ 9 Dienstverhinderung

(1) Die/der DienstnehmerIn ist verpflichtet, jede
Dienstverhinderung ohne Verzug ihrer/seinem Vorge-
setzten zu melden und Uber Verlangen einen Nach-
weis Uber Grund und Dauer der Dienstverhinderung
vorzulegen.

(2) Dauert eine Krankheit langer als drei Tage, ist un-
aufgefordert eine Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung
des behandelnden Arztes der jeweiligen Stelle gemaBi
Angestelltengesetz § 8, Abs (2), lit b) vorzulegen.
Kommt die/der DienstnehmerlIn dieser Verpflichtung
nicht nach, so verliert sie/er flir die Dauer der Dienst-
versaumnis den Anspruch auf Entgelt.

(3) Die/der DienstnehmerIn behalt nach § 8, Abs (3)
Angestelltengesetz den Anspruch auf ihr/sein Entgelt,

wenn sie/er durch wichtige ihre/seine Person betref-
fende Griinde ohne ihr/sein Verschulden wahrend ei-
ner verhaltnismaBig kurzen Zeit an der Leistung sei-
ner/ihrer Dienste verhindert ist.

(4) Fur nachstehende Ereignisse steht ihr/ihm be-
zahlte Freizeit in folgendem AusmaB zu:

a) bei eigener Vermahlung/Eheschlie-

BUNG c i e 3 Arbeitstage
b) beim Ableben eines nahen Familien-

angehdrigen (Partner, Kind, Eltern-

teil) v 3 Arbeitstage
c) beim Ableben von Geschwistern,
GroB- und Schwiegereltern ......... 1 Arbeitstag

d) bei der EheschlieBung von Ge-

schwistern und eigenen Kindern ... 1 Arbeitstag
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e) bei Geburt oder Taufe eines eigenen

Kindes ...ovviiiiiicii i 1 Arbeitstag
f) bei Wohnungswechsel, wenn ein ei-
gener Haushalt gefihrt wird ........ 2 Arbeitstage

(5) Die/der DienstnehmerIn hat Anspruch auf eine
zusatzliche bezahlte Dienstfreistellung flr den Kata-
strophen- und Notfalleinsatz in Rettungs- oder Kata-
strophenhilfsorganisationen. Genauere Bedingungen
dieser Freistellung sind in einer Betriebsvereinbarung
zu vereinbaren.

§ 10 Urlaubsregelungen

(1) Grundsatzliches:

a) Jede(r) DienstnehmerlIn erhalt jahrlich einen Erho-
lungsurlaub nach den Bestimmungen des Urlaubsge-
setzes in der jeweils glltigen Fassung.

b) Eine finanzielle Ablésung des Urlaubsanspruches
findet grundsatzlich nicht statt. Urlaube sollen mog-
lichst nurin groBeren Zeitblécken konsumiert werden.
Bei tageweisem Verbrauch des Urlaubes wird eine fik-
tive Arbeitszeit von acht Stunden zugrunde gelegt, bei
Teilzeitbeschaftigung aliquot. Am Faschingsdienstag-
vormittag, am Grindonnerstagvormittag und am Sil-
vestervormittag ist Urlaub halbtageweise mdglich.

c) Als Urlaubsjahr wird nach den Bestimmungen des
Urlaubsgesetzes in der jeweils glltigen Fassung flr
die DienstnehmerInnen des Bischéflichen Ordinaria-
tes anstelle des Arbeitsjahres das Kalenderjahr ver-
einbart. Fir den Umstellungszeitraum gebihren je-
der/jedem DienstnehmerIn ein voller Urlaubsan-
spruch und zusatzlich ein anteiliger Anspruch flr den
Zeitraum vom Beginn des Dienstverhaltnisses bis
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Dienstver-
haltnis begonnen hat. Betragt dieser Zeitraum min-
destens sechs Monate, so gebuhrt auch ein voller Ur-
laubsanspruch fir diesen Zeitraum.

Fir die DienstnehmerInnen der Caritas gilt das Ar-
beitsjahr als Urlaubsjahr.

d) Der Verbrauch des Urlaubes ist dienststellenintern
und laut den Bestimmungen des Urlaubsgesetzes in
gegenseitigem Einvernehmen zwischen Dienstgebe-
rin und DienstnehmerIn zu vereinbaren. Auf den
Dienstbetrieb ist dabei Riicksicht zu nehmen. Die An-
meldung des Urlaubes erfolgt schriftlich bei der/dem
zustandigen Vorgesetzten. Einigen sich Dienstgeberin

und Dienstnehmerln nicht, ist der Betriebsrat hinzu-
zuziehen.*)

(2) UrlaubsausmagB:

a) Das UrlaubsausmalB betragt bei einer anrechenba-
ren Dienstzeit von weniger als 25 Jahren 30 Werktage
(= 25 Arbeitstage bzw 5 Wochen bei der in der Di6zese
Ublichen 5-Tage-Woche), ab dem vollendeten 25. Jahr
36 Werktage (= 30 Arbeitstage bzw 6 Wochen bei der
in der Dibzese Ublichen 5-Tage-Woche).

b) Furdie Erreichung des Anspruches auf 36 Werktage
(= 6 Wochen) gelten grundsatzlich die Bestimmungen
des Urlaubsgesetzes. Alle Dienstzeiten im Bischofli-
chen Ordinariat, der Caritas, in Pfarren der Didzese
Innsbruck, als ReligionslehrerIn und bei Rechtsper-
sonlichkeiten nach kanonischem Recht werden jedoch
zur Ganze als Berechnungsgrundlage herangezogen,
auch wenn diese unterbrochen worden sind.

Die sonstigen Anrechnungszeiten It Urlaubsgesetz
werden durch diese Zeiten nicht geschmalert.

c) Ein héheres UrlaubsausmaB geblhrt erstmalsin je-
nem Kalenderjahr, in das der Uberwiegende Teil des
Arbeitsjahres fallt.

(3) Zusatzurlaub fiir DiensthehmerInnen mit
Behinderung:

Ein Invaliditatsurlaub wird zusatzlich zum gesetzli-
chen Urlaub gewahrt und betragt bei einer Behinde-
rung

Ab 30% i 3 Arbeitstage,
Ab50% oo 4 Arbeitstage,
Ab 60% oo 5 Arbeitstage.

*)UrlG § 4, (4)

§ 11 Dienstliche Verwendung

Die/der Dienstnehmerln ist verpflichtet, auch eine
von ihrem/seinem bisherigen Aufgabenkreis abwei-
chende Tatigkeit zu ibernehmen, wenn diese im Rah-
men der ursprlinglich vereinbarten Beschaftigungsart

liegt und fur die/den DienstnehmerIn keine unzumut-
baren Nachteile entstehen. Diese Anderung wird der/
dem DienstnehmerIn und dem Betriebsrat von der
Dienstgeberin in schriftlicher Form mitgeteilt.
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§ 12 Versetzung

Die/der DienstnehmerIn kann unter Beachtung der
Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes
§ 101 in der jeweils gliltigen Fassung aus dienstlichen
Grinden an einen anderen Dienstort versetzt werden.
Diese Anderung wird der/dem DienstnehmerIn von

der Dienstgeberin in schriftlicher Form mitgeteilt. Die
dauernde Einreihung auf einen anderen Arbeitsplatz
ist laut Arbeitsverfassungsgesetz § 101 dem Betriebs-
rat unverziglich mitzuteilen.

§ 13 Leitungsfunktionen

Fur Leitungsfunktionen werden DienstnehmerlInnen,
unabhangig vom Dienstverhaltnis, vorerst auf ein
Jahr, fur jede weitere Periode fiir fUnf Jahre berufen.
Bei Abberufung von der Leitungsfunktion verliert die/
der DienstnehmerIn die leitungsspezifischen Gehalts-
bestandteile (Leitungszulage). Weitere Regelungen in
Bezug auf die Leitungsfunktion sind in diesem Kollek-
tivvertrag § 14, (3), § 23 (2) und § 39 (7) zu finden.

Rahmenbedingungen fir Dienstposten, fiir die die Re-
gelung ,Leitende Angestellte™ im Sinne des Arbeits-
zeit- und Arbeitsruhegesetzes gelten, sind in einer Be-
triebsvereinbarung zu regeln und im Dienstposten-
plan zu kennzeichnen. Der Betriebsrat ist Uber diese
Posten und etwaige Anderungen unverziiglich zu in-
formieren.

§ 14 Beendigung von Dienstverhaltnissen

(1) Die Beendigung des Dienstverhaltnisses erfolgt
nach den Bestimmungen des Angestelltengesetzes
in der jeweils glltigen Form

a) im Falle der Befristung durch Zeitablauf
b) durch einvernehmliche Lésung

c) durch Kiindigung durch die Dienstgeberin oder
durch die DienstnehmerIn

d) durch vorzeitige Auflésung (Austritt oder Entlas-
sung)

e) bei Erreichen eines eigenen Pensionsanspruches
im Sinne des ASVG*)

f) durch den Tod der Dienstnehmerin/des Dienstneh-
mers.

(2) Die Beendigung des Dienstverhaltnisses seitens
der Dienstgeberin erfolgt nur durch den Generalvikar
oder die von ihm mit dieser Aufgabe betrauten Amts-
leiterinnen. Das Dienstverhaltnis kann von der
Dienstgeberin jeweils mit Ablauf eines Kalendervier-
teljahres unter Einhaltung der gesetzlichen Kundi-
gungsfristen, von der/dem DienstnehmerIn mit dem
letzten Tag eines Kalendermonates unter Einhaltung
einer einmonatigen Kindigungsfrist aufgelést wer-
den. Die Kindigungsfrist fur Abteilungs-, Bereichslei-
terInnen betragt auf DienstnehmerInnenseite 3 Mona-
te, auf Dienstgeberinnenseite mindestens 3 Monate.

Diese Leitungsfunktionen sind in der Betriebsverein-
barung und im Dienstpostenplan zu kennzeichnen,
die verlangerte Kindigungsfrist flr die/den Dienst-
nehmerlIn sind im Dienstvertrag festzuhalten.

(3) Fur die Gehaltsgruppen VII und VIII gilt abwei-
chend von obiger Regelung: Das Dienstverhaltnis
kann von Seiten der Dienstgeberin und der Dienstneh-
merin / des Dienstnehmers jeweils zum Monatsletzten
unter Einhaltung der gesetzlichen Kindigungsfrist
aufgeldst werden.

(4) Grinde fur die vorzeitige Entlassung sind im Sinne
von § 27 Angestelltengesetz grobe VerstéBe gegen die
Dienstpflichten (siehe auch 3. / § 6 dieses Kollektiv-
vertrages). Dies schlieBt die Wiedergutmachung eines
Schadens nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht
aus.

(5) Mit Erreichen des 65. Lebensjahres scheidet die/
der DienstnehmerlIn aus ihrem/seinem Dienstverhalt-
nis aus. Dazu bedarf es einer fristgerechten Kindi-
gung durch die/den DienstnehmerIn. In besonders
begriindeten Einzelfallen kann das Dienstverhaltnis
vom Bischof bzw Generalvikar befristet verlangert
werden.

*) Alterspension, vorzeitige Alterspension wegen langer Versiche-
rungsdauer, Berufsunféhigkeitspension, Invaliditdtspension
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§ 15 Betriebsrat

(1) Die DienstnehmerIlnnen der Didzese Innsbruck
wahlen zur Vertretung ihrer Interessen einen Be-
triebsrat. Die Bestimmungen Uber die Organe der
DienstnehmerInnenschaft, ihre Rechte und Pflichten
sowie die Wahlordnung sind im Arbeitsverfassungsge-
setz in der jeweils glltigen Fassung geregelt.

(2) Es wird eine Betriebsratsumlage gemaB § 73 Ar-
beitsverfassungsgesetz in der Betriebsversammlung
beschlossen und eingehoben. Die Hohe des Dienstge-
berzuschusses wird einvernehmlich zwischen Dienst-
geberin und Betriebsrat festgelegt.

S. ARBEITSZEIT

§ 16 Grundsdtzliches

(1) Samtliche Uber diesen Kollektivvertrag hinaus-
gehenden, die Arbeitszeit betreffenden Rahmenbe-
dingungen und Regelungen sind mittels eigener Be-
triebsvereinbarung(en) zu regeln.

Das sind:
a) die Arbeitszeitmodelle,

b) die tagliche und wochentliche Hochstarbeitszeit
sowie die Verteilung der Wochenarbeitszeit,

c) die Regelung fir voriibergehend auftretenden be-
sonderen Arbeitsbedarf,

d) der Gleitzeitrahmen bei gleitenden Arbeitszeiten,

e) die Ubertragungsmoglichkeiten (Zeitguthaben,
Zeitschulden),

f) die Ubertragungsfristen (Durchrechnungszeitréu-
me),

g) die Regelung fir regelmaBige Turnus-, Nacht-,
Nachtbereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste,

h) die Arbeitszeitregelungen fiir das padagogische
Personal in Kindertageseinrichtungen,

i) die Arbeitszeitregelungen fliir ambulante Dienste.

(2) Zeitguthaben aus Mehrarbeit, Uberstunden,
Nachtarbeit, Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit
werden durch Zeitausgleich abgegolten. Eine finanzi-
elle Abgeltung von Zeitguthaben in begriindeten Aus-
nahmefallen muss im Vorhinein vereinbart werden.
Dafir braucht es die Bestatigung durch die Ordina-
riatskonferenz. Die finanzielle Abgeltung von nicht
verbrauchbarem Zeitguthaben und von Uberstunden
erfolgt nach den Bestimmungen des Arbeitszeitgeset-
zes und wird nach Ablauf der Ubertragungsfrist oder
bei Beendigung des Dienstverhaltnisses fallig.

(3) Die Fristen fiir die Abgeltung von Mehrdienststun-
den, Uberstunden, Samstags-, Sonn-, Feiertags- und
Nachtarbeit sowie Rufbereitschaftsdiensten entspre-
chen den in der Betriebsvereinbarung flr das jeweils
vereinbarte Arbeitszeitmodell festgelegten Ubertra-
gungsfristen.

§ 17 Normalarbeitszeit

(1) Die wochentliche Normalarbeitszeit betragt flr
vollzeitbeschdftigte DienstnehmerInnen ohne Ruhe-
pausen 40 Stunden, die tagliche Normalarbeitszeit
acht Stunden.

(2) Als fiktive Arbeitszeiten gelten Montag bis Freitag
8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr. Betragt

die tagliche Arbeitszeit mehr als 6 Stunden, ist eine
unbezahlte Ruhepause von mindestens 30 Minuten
einzuhalten. Diese Ruhepause kann einvernehmlich
auch auf mehrere kleine Ruhepausen aufgeteilt wer-
den.
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(3) Bei fixen Arbeitszeiten kann mittels Betriebsver-
einbarung die tagliche Hochstarbeitszeit auf 9 Stunden
ausgedehnt werden, im Falle einer 4-Tage-Woche,
durch die eine langere Freizeitphase ermaoglicht wird,
auch auf 10 Stunden tagliche Hochstarbeitszeit.

(4) Bei flexiblen Arbeitszeitmodellen und bei Gleit-
zeitmodellen kann mittels Betriebsvereinbarung die
tagliche Hochstarbeitszeit auf 10 Stunden ausgedehnt
werden.

§ 18 Mehrarbeit, Uberstunden - Definition und Abgeltung

Mehrarbeit, Uberstunden, Samstags-, Sonn- und
Feiertagsarbeit kann zur Erledigung dringender und
unaufschiebbarer Arbeiten entsprechend den gesetz-
lichen Bestimmungen von den jeweils zustandigen
Vorgesetzten angeordnet werden. Diese Anordnung
hat mit Rlcksicht auf die persénlichen Bedlrfnisse
der Dienstnehmerlnnen rechtzeitig zu erfolgen.
Mehrarbeit, Uberstunden, Samstags-, Sonn- und
Feiertagsarbeit sollte nach Méglichkeit vermieden
und auf das notwendige MaB beschrankt werden.

Die gesetzlichen bzw die taglichen Hochstarbeitszei-
ten, die durch die Betriebsvereinbarung betreffend Ar-
beitszeit ermdglicht werden, durfen nur bei Dienst-
fahrten und bei voribergehend auftretendem beson-
deren Arbeitsbedarf durch Betriebsvereinbarung*)
unter Einhaltung der Bestimmungen des Arbeitszeit-
gesetzes**) Uberschritten werden.
Zuschlagspflichtige Uberstunden, Samstags-, Sonn-
und Feiertagsarbeit muss von der/dem jeweiligen Vor-
gesetzten schriftlich angeordnet werden. Muss diese
aus dienstlich notwendigen Grinden ohne Rickspra-
chemadglichkeit geleistet werden, ist diese der/dem
jeweils zustandigen Vorgesetzten im Nachhinein zum
ehest mdglichen Zeitpunkt zur Bestatigung vorzule-
gen.

(1) Mehrarbeit (Mehrdienststunden) sind jene Ar-
beitszeiten, die im Rahmen der gesetzlichen Hochst-
arbeitszeiten und der durch die Betriebsvereinbarung
ermdoglichten flexiblen Arbeitszeitmodelle oderim Ein-
vernehmen zwischen DienstnehmerIn und Vorgesetz-
ten Uber das AnstellungsausmaB hinaus geleistet wer-
den und keine Uberstundenleistung darstellen. Mehr-
arbeit wird ohne Zuschlag 1 : 1 abgegolten.

(2) Teilzeitbeschaftigte mit einem fixen Arbeits-
zeitmodell bekommen einen Mehrdienststundenzu-

schlag in der Hohe von 25 % ab der ersten Mehrdienst-
stunde, auBer wenn sie im Einvernehmen mit der
Dienstgeberin Mehrdienststunden zur Erreichung lan-
gerer Freizeitphasen leisten (zB zur Einarbeitung von
Fenstertagen, langere Freizeitphasen im Sommer
usw). In diesem Fall stehen den DiensthehmerInnen
keine Mehrdienstzuschlage zu.

(3) Teilzeitbeschiftigte mit einem gleitenden
Arbeitszeitmodell mit Ubertragungsmdoglichkeiten
innerhalb von 3 Monaten bekommen einen Mehr-
dienstzuschlag in der H6he von 25 % dann, wenn die
geleisteten Mehrdienststunden bis auf die durch die
Betriebsvereinbarung erlaubten Ubertragungsmog-
lichkeiten innerhalb des in der Betriebsvereinbarung
festzusetzenden Zeitraumes von 3 Monaten nicht in
Form von Zeitausgleich vergltet werden kénnen.

(4) Bei Teilzeitbeschiftigten mit einem flexiblen
Arbeitszeitmodell kann mittels Betriebsvereinba-
rung der gesetzlich vorgesehene Zeitraum von 3 Mo-
naten auf ein Jahr ausgedehnt werden.

(5) Uberstunden sind von der/dem Vorgesetzten
angeordnete Arbeitszeiten, die bei vollbeschaftigten
MitarbeiterInnen Uber die in der Betriebsvereinbarung
ermaoglichte tagliche oder wéchentliche Arbeitszeit hi-
nausgehen. Uberstunden werden mit einem Zuschlag
von 50% 1:1,5 abgegolten. Bei Teilzeitbeschaftigten
beginnen Uberstunden mit einem Zuschlag von 50 %
erstdann, wenn sie auch bei einer vergleichbaren Voll-
beschaftigung beginnen wirden. Bis zur Hohe eines
vollen BeschaftigungsausmaBes gilt die 25% Rege-
lung (§ 18, Abs 3)

*) Betriebsvereinbarung betreffend Arbeitszeit
**) AZG § 7 (4)

§ 19 Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit - Definition und Abgeltung

(1) Samstagsarbeit ist Arbeitszeit, die bei den Ar-
beitszeitmodellen mit fixer oder gleitender Arbeitszeit
an Samstagen zwischen 13.00 und 22.00 Uhr geleis-
tet wird. Diese wird mit einem Zuschlag von 50 %

1:1,5 abgegolten. Einvernehmlicher Stundentausch
zur Erreichung einer langeren Freizeitphase oder zur
Einarbeitung von Fenstertagen ist zuschlagsfrei. Die
gesetzliche Wochenendruhe in der Hohe von durchge-
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hend 36 Stunden ist in jedem Fall einzuhalten oder ei-
ne Wochenruhe in der darauf folgenden Woche in der-
selben Hohe sicher zu stellen.

(2) Sonntagsarbeit ist Arbeitszeit, die zwischen
0.00 und 24.00 Uhr des jeweiligen Sonntages geleis-
tet wird. Grundsatzlich wird Sonntagsarbeit mit einem
Zuschlag von 100 % 1: 2 in Zeit abgegolten. Bei man-
chen im Dienstpostenplan ausgewiesenen Dienstpos-
ten wird nicht regelmaBige Sonntagsarbeit durch
stundenweise finanzielle Zuschlage abgegolten. Bei
im Dienstpostenplan ausgewiesenen Dienstposten,
an denen auf Grund der Arbeitszeitvereinbarung hau-
fig (zweimal im Monat im Jahresdurchschnitt abzlig-
lich Urlaub) Sonntagsarbeit anfallt, erhalten Dienst-
nehmerInnen eine finanzielle monatliche Sonntags-
pauschale, deren H6he in den jeweils glltigen Anhan-
gen zu den Gehaltsschemata auszuweisen ist. Dassel-
be gilt fir Dienstposten, bei denen zwar weniger
Sonntagsdienste anfallen, bei denen aber auf Grund
des Dienstplanes eine freie Zeiteinteilung durch den/
die DienstnehmerIn nicht maoglich ist (gilt vor allem
flr Bedienstete in Bildungshausern).

(3) Feiertagsarbeit ist Arbeitszeit, die zwischen
0.00 und 24.00 Uhr des jeweiligen Feiertages geleistet
wird. Diese wird gemaB den gesetzlichen Bestimmun-
gen mit einem Zuschlag von 100% 1 : 2 abgegolten.
Bei verschiedenen sozialen und pastoralen Diensten
ist auch regelmaBige Feiertagsarbeit moéglich. Diese
Arbeitszeitmodelle und die Abgeltung der geleisteten

Feiertagsarbeit sind mittels Betriebsvereinbarung zu
regeln.

(4) Die Zuordnung der jeweiligen Stelle und die da-
raus resultierende Form der Abgeltung sind im Dienst-
postenplan auszuweisen und in der Arbeitszeitverein-
barung festzuhalten. Beim Zusammenfallen mehrerer
Zuschlagskriterien (zB Uberstunden und Sonntagsar-
beit) erfolgt eine Kumulierung der jeweiligen Zuschla-
ge entsprechend den gesetzlichen Regelungen.

(5) Die Wochenendruhe oder ersatzweise die Wo-
chenruhe (mindestens 36 Stunden durchgehend)
ist immer den gesetzlichen Bestimmungen entspre-
chend einzuhalten.

(6) Bei DienstnehmerInnen mit flexibler Dienstzeit
unterliegen nur jene Sonn- und Feiertagsdienste den
Zuschlagskriterien, bei denen es sich um nicht ver-
schiebbare dienstliche Verpflichtungen handelt, die
von den jeweiligen zustandigen Vorgesetzten aus-
dricklich als solche genehmigt sind. Freiwillige Sonn-
tags- und Feiertagsarbeiten unterliegen nicht den Zu-
schlagskriterien.

(7) Nachtarbeit ist Arbeitszeit, die zwischen 22.00
und 6.00 Uhr geleistet wird. Nachtarbeit wird mit ei-
nem Zuschlag von 100 % 1 : 2 abgegolten.

Flr Reinigungspersonal gilt als Nachtarbeit der Zeit-
raum von 22.00 bis 5.00 Uhr. Die Detailbestimmungen
werden in der Betriebsvereinbarung Arbeitszeit fest-
gelegt.

§ 20 Turnus-, Nacht-, Nachtbereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste

Fir Stellen, bei denen regelmaBig Turnus-, Nacht-,
Nachtbereitschafts- oder Rufbereitschaftsdienste er-
forderlich sind, sind in der Betriebsvereinbarung Ar-
beitszeit die Rahmenbedingungen zu regeln. Die Zula-
gen sind im besoldungsrechtlichen Teil 8*) dieses Kol-
lektivvertrages geregelt, die Hohe ist in den jeweils

glltigen Anhangen zu den Gehaltsschemata auszu-
weisen.

*) 8. Besoldungs- und Gehaltsrechtlicher Teil, § 40, Zulagenrege-
lungen, Abs (4)

§ 21 Durchrechnungszeitrdume

Fur DienstnehmerInnen mit weitgehender Flexibilitat
in der Arbeitszeitgestaltung (Flexibles Arbeitszeitmo-

dell) kann durch Betriebsvereinbarung der Durchrech-
nungszeitraum auf ein Jahr ausgedehnt werden.
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§ 22 Gleitzeitmodelle

Dieim § 16, Abs (1) geforderten Rahmenbedingungen
sind in der Betriebsvereinbarung Arbeitszeit zu regeln.

Kernzeiten und Gleitzeiten sind in der jeweiligen Ar-
beitszeitvereinbarung laut § 24 festzusetzen.

§ 23 Ausnahmen vom Arbeitszeitgesetz und Arbeitsruhegesetz

(1) Lehr- und Erziehungskrafte an Unterrichts-
und Erziehungsanstalten (AZG, § 1, Abs (2) Z 6
und ARG § 1, Abs (2),Z 4):

Diese Regelung betrifft das padagogische Personal in
Kindertageseinrichtungen. Flr diese ist eine eigene
Betriebsvereinbarung Arbeitszeit zu erstellen.*)

(2) Leitende Angestellte, denen mafBgebliche
Fiihrungsaufgaben selbstverantwortlich iiber-
tragen sind (AZ2G § 1, Abs (2) Z8 und ARG § 1,
Abs 2, Z 5):

Das bedeutet, dass flir diese DienstnehmerInnen die
Betriebsvereinbarung betreffend Arbeitszeit nicht

zwingend gilt. Es wird aber auch von Dienstgeberin
und Betriebsrat fur sinnvoll erachtet, dass sich Ar-
beitszeitvereinbarungen flir leitende Angestellte im
Sinne des Arbeitszeitgesetzes und Arbeitsruhegeset-
zes nach den Regeln der Betriebsvereinbarung betref-
fend Arbeitszeit orientieren. In jedem Fall ist die
Dienstgeberin dazu verpflichtet, sowohl Arbeitszeit-
vereinbarung als auch Uberstundenentgelt innerhalb
der Grenzen der Gute-Sitten-Klausel des § 879 ABGB
zu regeln.

*) siehe auch § 16, (1), h)

§ 24 Arbeitszeitvereinbarungen

(1) Unter Bericksichtigung der Erfordernisse der
Dienststelle und der persdnlichen BedUlrfnisse der
Dienstnehmerin, des Dienstnehmers, ist zwischen
dem/der jeweiligen Vorgesetzten und der/dem
DienstnehmerIn im Einvernehmen mit dem Betriebs-
rat ein Arbeitszeitmodell zu vereinbaren.

(2) Diese Arbeitszeitvereinbarung ist schriftlich fest-
zuhalten und abschriftlich dem Betriebsrat zu Giberge-
ben.

(3) Bei der Errichtung oder Neustrukturierung einer
Dienststelle/Einrichtung ist mit dem Betriebsrat das
Einvernehmen bezlglich Arbeitszeitmodell dieser
Dienststelle/Einrichtung herzustellen.

§ 25 Arbeitszeitaufzeichnungen

(1) Die Dienstgeberin bzw im Auftrag der Dienstgebe-
rin die Dienstnehmerlnnen selbst sind verpflichtet,
Uber die gesamte Arbeitszeit Arbeitszeitaufzeichnun-
gen zu flhren. Die Arbeitszeitaufzeichnung ist dem/
der unmittelbaren Vorgesetzten bis zum 15. des Fol-
gemonats vorzulegen. Krankenstande, Urlaubstage
uA sind als fiktive Arbeitszeit (siehe § 17) zu beriick-
sichtigen.

(2) Die Dienstgeberin ist ihrerseits verpflichtet, die
Einhaltung der Gesetze, des Kollektivvertrages und
der jeweils gulltigen Betriebsvereinbarung sicher zu

stellen, die/der Dienstnehmerln ist verpflichtet diese
einzuhalten.

(3) Zuschlagspflichtige Arbeitszeiten sind unter Be-
ricksichtigung der Bestimmungen dieses Kollektiv-
vertrages*) extra auszuweisen.

(4) Mit der Ubergabe der Arbeitszeitaufzeichnung an
den/die unmittelbare/n Vorgesetzte/n sind die An-
spriiche aus der Arbeitszeitaufzeichnung gegenulber
der Dienstgeberin geltend gemacht (Zeitausgleich,
Uberstunden, Mehrstunden, Zuschlage uA).

*) 5. Arbeitszeit, § 19 und § 20
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6. DIENSTFREISTELLUNG

§ 26 Diozesane dienstfreie Tage und Feiertage

(1) Dienstfreie Tage sind alle Samstage, Sonntage
und staatlichen Feiertage sowie zusatzlich ohne An-
rechnung auf den Erholungsurlaub:

a) Faschingsdienstagnachmittag

b) Griindonnerstagnachmittag

c) Karfreitag

d) Heiliger Abend

e) Silvesternachmittag

(2) Far alle MitarbeiterInnen, fur die bisher die DBO

85 (Gehaltsschema B) gegolten hat, gelten folgende
zusatzliche freie Tage:

a) 19. Marz (Fest des Landespatrons)

b) Grindonnerstag ganztagig

c) Osterdienstag

d) 27. April (Fest des Di6zesanpatrons)

e) Pfingstdienstag

f) 29.Juni (Peter und Paul)

g) Allerseelenvormittag

h) 27.Dezember

(3) Journaldienstregelungen:

Wenn es die Bediirfnisse einer Dienststelle erfordern,
ist ein Journaldienst méglich. Wer an diesen zusatzli-

chen freien Tagen ganz- oder halbtagig arbeitet, erhalt
dafir einen Zeitausgleich im Verhaltnis 1: 1.

§ 27 Bildungskarenz und Freistellung gegen Entfall des Arbeitsentgelts nach dem

Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG)

(1) Die Bildungskarenz nach AVRAG § 11 soll diézesa-
nen Dienstnehmerlnnen mit Einverstandnis der
Dienstgeberin berufliche Fort- und Weiterbildungs-
maBnahmen ermoglichen, ohne das bestehende
Dienstverhaltnis beenden zu missen.

(2) DienstnehmerInnen kdnnen weiters eine Freistel-
lung gegen Entfall des Arbeitsentgelts nach AVRAG
§ 12 in Anspruch nehmen, flir diese Freistellung sieht
das Gesetz eine Forderung aus Mitteln der Arbeitslo-
senversicherung oder des Arbeitsmarktservice vor.

§ 28 Pflegefreistellung

Ist der/die DienstnehmerIn nach Antritt des Arbeits-
verhdltnisses an der Arbeitsleistung wegen der not-
wendigen Pflege eines/einer erkrankten nahen Ange-
horigen nachweislich verhindert, so besteht der An-

spruch auf Fortzahlung des Entgelts nach § 16 Abs (1)
Urlaubsgesetz auch dann, wenn der/die nahe Angehdo-
rige nicht im gemeinsamen Haushalt lebt.

§ 29 Pflegekarenz / Familienhospizkarenz nach dem Arbeitsvertragsrechts-

Anpassungsgesetz (AVRAG)

(1) Bei nachgewiesener Pflegenotwendigkeit in der
eigenen Familie (EhepartnerIn, Eltern, GroBeltern,
Kinder), fir die der gesetzliche Pflegeurlaub nicht aus-
reicht bzw die Voraussetzungen fir die Familienhos-
pizkarenz nicht gegeben sind, steht der/dem Dienst-
nehmerlIn Pflegekarenz zu: ein Anspruch auf die Half-

te der Abfertigung bei Kindigung durch die/den
DienstnehmerlIn oder die Gewahrung einer Karenzzeit
bis max. zwei Jahre ohne Bezlige und Sozialleistungen
und ohne Anerkennung dieser Zeit fur samtliche ar-
beitszeitabhangigen Rechtsanspriiche, das Recht
zum Wiedereintritt und auf Beschaftigung in einer ver-
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gleichbaren Tatigkeit unter Mitnahme der im friheren
Dienstverhaltnis erworbenen Rechte.

(2) Zusatzlich besteht der gesetzliche Anspruch auf
Familienhospizkarenz (Begleitung von sterbenden An-
gehorigen oder schwerstkranken Kindern) durch He-
rabsetzung der Arbeitszeit, durch Anderung der Lage

der Normalarbeitszeit oder durch Karenz nach den ge-
setzlichen Bestimmungen des AVRAG § 14. Zeiten der
Familienhospizkarenz sind bei dienstzeitabhangigen
Anspriichen mit zu berlcksichtigen (Bemessung der
Kindigungsfrist, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall,
Urlaubsausmaf3, Abfertigung alt).

§ 30 Elternkarenz und unbezahlter Urlaub im Anschluss an die Elternkarenz

(1) Mdtter oder Vater kénnen unmittelbar anschlie-
Bend an die gesetzliche Elternkarenz einen unbezahl-
ten Urlaub in Anspruch nehmen.

(2) Dieser unbezahlte Urlaub wird langstens bis zum
3. Geburtstag des Kindes unter Entfall sémtlicher Ent-
geltanspriiche und ohne Anspruch auf einen Erho-
lungsurlaub gewahrt.

(3) Dieser unbezahlte Urlaub wird flr dienstzeitge-
bundene arbeitsrechtliche Anspriiche nicht berick-
sichtigt, flr die Vorrickung jedoch laut den Bestim-
mungen des § 37 (Abs 5) zu 50 %.

(4) Im Anschluss an diesen unbezahlten Urlaub be-
steht der gleiche arbeitsrechtliche Kiindigungsschutz

wie zu Ende der arbeitsrechtlichen Karenz It MSchgG,
KU-ErwG und VKG.*)

Fir DienstnehmerlInnen, die der alten Abfertigungsre-
gelung unterliegen, besteht nach diesem unbezahlten
Urlaub bei Selbstkiindigung 3 Monate vor dem verein-
barten Ende der Abfertigungsanspruch in der Hohe,
den sie entsprechend § 43 dieses Kollektivvertrages
bei Kindigung zum Ende der arbeitsrechtlichen Ka-
renz hatten. Dienstnehmerlnnen, die in das Mitarbei-
terInnenvorsorgegesetz fallen, nehmen den bisheri-
gen Anspruch mit. Fur die Zeiten des unbezahlten Ur-
laubes werden von der Diézese Innsbruck keine Bei-
trage an die MitarbeiterInnenvorsorgekasse bezahlt.

*) Mutterschutzgesetz, Karenzurlaubserweiterungsgesetz, Véter-
karenzgesetz

§ 31 Sabbatzeit

Ditzesane MitarbeiterInnen, die mindestens 10 Jahre
im Dienst der Di6zese Innsbruck gestanden sind, ha-
ben die Mdglichkeit, einen Antrag auf eine Sabbatzeit
(geblockte Freistellungszeit) in Anspruch zu nehmen,
wenn dem kein wichtiger dienstlicher Grund entge-
gensteht. Grundsatzlich ist anzustreben, diese Sab-
batzeit allen MitarbeiterInnen, die eine solche wollen,
auch zu gewahren.

Diese Sabbatzeit soll dazu dienen, eine persoénliche
,Auszeit” zu nehmen, um nach vielen Dienstjahren
sich geistig, kérperlich und spirituell neu zu orientie-
ren und neue Kraft zu gewinnen.

Die Ausflihrungsbestimmungen sind in einer Betriebs-
vereinbarung zu regeln.

7. AUS-, FORT- UND WEITERBILDUNG, SUPERVISION

Alle diesbezliglichen Ausflihrungsbestimmungen sind mittels Betriebsvereinbarung zu regeln.

§ 32 Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) Jede(r) Dienstnehmerln hat die Verpflichtung,
sich fachlich, persdnlich und spirituell weiterzubilden,
um ihren/seinen Aufgaben gerecht zu werden. Die

Dienstgeberin unterstitzt und motiviert zum Besuch
von fur die Erflillung des Arbeitsauftrages forderlicher
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Fort- und Weiterbildung gemaB den in der Betriebs-
vereinbarung festgelegten Richtlinien.

(2) Wird fir die Fort- und Weiterbildung einer Dienst-
nehmerin/eines Dienstnehmers von der Dienstgebe-

rin ein hdherer Beitrag als jahrlich vorgesehen inves-
tiert, kann die Dienstgeberin die Unterzeichnung einer
Ausbildungsriickerstattungsklausel nach den Bestim-
mungen der Betriebsvereinbarung verlangen.

§ 33 Supervision

(1) Fur DienstnehmerInnen der Di6zese Innsbruck
besteht die Mdglichkeit zur Supervision. Vor allem
fr DienstnehmerInnen im Bereich der Beratung und
Begleitung von Menschen ist Supervision als berufs-
begleitende Reflexion ihrer Arbeit zu empfehlen, wei-
ters fur DienstnehmerlInnen, die neu in den Beruf ein-
steigen bzw neue berufliche Aufgaben Gibernehmen.

(2) Supervisionsvorgange sind bezlglich ihrer
ZweckmaBigkeit und eines sparsamen Einsatzes von
Zeit und Mitteln eigens zu begriinden.

(3) Die Dienstgeberin unterstitzt Supervision gemafi
den Richtlinien einer abzuschlieBenden Betriebsver-
einbarung.

8. BESOLDUNGS- UND GEHALTSRECHTLICHER TEIL:

§ 34 Laufende Beziige

Der monatliche Bezug setzt sich zusammen aus dem
Grundgehalt entsprechend der Gehaltsgruppe und
Gehaltsstufe sowie allfélligen Zulagen und Sozialleis-
tungen entsprechend Dienstvertrag. Gehaltsgruppen,
Gehaltsstufen, Zulagen, Sozialleistungen u.A. sind im
Anhang 1 zum Gehaltsschema A*) festgesetzt.
Dieser Anhang ist ein integrierter Bestandteil des Kol-
lektivvertrags.

Die Anpassung der Bezlige (Gehaltsgruppen und Ge-
haltsstufen) muss jahrlich neu verhandelt werden.
Als Orientierung dient die Valorisierung im 6ffentli-
chen Dienst.

Fur die DienstnehmerInnen des Bischéflichen Ordina-
riates wird der laufende Bezug im Vorhinein zum Mo-
natsletzten, fiir die MitarbeiterInnen der kirchlichen
Stiftungen der Caritas im Nachhinein zum Monatsletz-
ten angewiesen. Fir neu eintretende Dienstnehme-
rInnen wird der Bezug flir den ersten Monat oder Mo-
natsteil im Nachhinein angewiesen.

Bei allen seit dem 1. 1. 2000 eintretenden Dienstneh-
merInnen wird der Kirchenbeitrag spatestens begin-
nend mit dem auf den Eintritt folgenden Kalenderjahr
vom Gehalt abgezogen.

*) Ausnahmen siehe 8. / § 35

§ 35 Sonderzahlungen - Weihnachtsgeld, Urlaubszuschuss

Der/dem DienstnehmerlIn gebUlhrt flir jedes Kalender-
vierteljahr eine Sonderzahlung (Urlaubszuschuss,
Weihnachtsgeld) in der Héhe von 50 vH des Durch-
schnittsbezuges des laufenden Kalendervierteljahres.
Nicht mit eingerechnet werden freiwillige Sonderzah-
lungen und samtliche Sozialleistungen (zB Sachbez(-

ge, Fahrtkostenzuschiisse, Essenszuschilisse, Zu-
schiisse fiir Zukunftssicherung u A).

Urlaubszuschuss und Weihnachtsgeld (Sonderzahlun-
gen 13. und 14. Bezug) werden vierteljahrlich ange-
wiesen.
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§ 36 Gehaltsschemata

Grundsatzlich gilt fir alle DienstnehmerInnen das Ge-
haltsschema A im Anhang Nummer 1.
Ausgenommen von der Anwendung des Gehaltssche-
mas A - Anhang Nr 1, sind alle jene DienstnehmerIn-
nen, die nach den nachstehend angefiihrten Gehalts-
schemata zu entlohnen sind:

(1) Gehaltsschema B (bisherige Beziigeordnung
DBO 85) gilt fur alle DienstnehmerInnen, die vor
dem 1.1. 97 eingetreten und nicht in die ab diesem
Zeitpunkt gtiltige DBO 97 Ubergetreten sind. Die Ein-
stufung in die jeweilige Verwendungsgruppe dieses
Gehaltsschemas sowie die damit verbundenen Vorri-
ckungen, Zahlungen von Biennien und Treuezulagen
sind im Anhang Nr 2 festgelegt. Mit dem Ausscheiden
des/der letzten DienstnehmerIn dieser Beziigeord-
nung erlischt die Gultigkeit des Gehaltsschemas B.

(2) Gehaltsschema C gilt fir alle padagogischen
MitarbeiterInnen in Kindertageseinrichtungen, die
nach den jeweiligen Gemeindebedienstetenschemata

fur KindergartenpadagoglInnen oder HelferInnen be-
soldet werden. Die Einstufung in das Gehaltsschema
KI/Vertragsbedienstete bzw Schema IV/Dkl.I/e sowie
die damit verbundenen Vorriickungen sind im Anhang
Nr 3 festgelegt.

(3) Gehaltsschema D gilt flir PraktikantInnen, die in
Pfarren oder anderen Einrichtungen der Di6zese Inns-
bruck ihr Pastoralpraktikum absolvieren oder andere
Praktika in di6zesanen Einrichtungen leisten. Diese
Schemata sind im Anhang Nr 4 festgelegt.

(4) Gehaltsschema E Lehrlinge, Anhang Nr 5

(5) Sondervertrage - fur alle DienstnehmerlInnen,
die zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kollektivver-
trages anderslautende Bestimmungen bzw die An-
wendung von anderen Dienst- und Besoldungsord-
nungen oder Kollektivvertragen in ihren Dienstvertra-
gen vereinbart haben.

§ 37 Gehaltsgruppen

(1) Der Kollektivvertrag der Di6zese Innsbruck*) um-
fasst verschiedene Gehaltsgruppen, welche die unter-
schiedliche Dienstverwendung berlicksichtigen. Die
Einstufung in eine bestimmte Gehaltsgruppe setzt
den Nachweis einer entsprechenden Vorbildung oder
Praxis voraus, wird aber nicht automatisch aufgrund
von Schulbildung oder Praxis, sondern nach MaBgabe
der tatsachlichen Verwendung entsprechend dem
Dienstpostenplan verfiigt oder geandert.

(2) Im europaischen Ausland erworbene Ausbil-
dungsabschliisse werden den dsterreichischen Ausbil-
dungsabschliissen gleichgestellt.

(3) Aufgrund der konkreten Situation in einer Einrich-
tung, Dienststelle oder Region oder bei Vorliegen einer
besonderen BewerberInnen- oder Personalsituation
kann bei einer anstehenden Neubesetzung vorlber-
gehend und befristet vom Dienstpostenplan abgese-
hen werden: Eine diesbeziigliche Anderung gegen-
Uber dem Dienstpostenplan nach unten beschlieBt
die Ordinariatskonferenz mit Information an das Kon-
sistorium, eine Anderung nach oben beschlieBt das
Konsistorium. Uber beabsichtigte Anderungen wird
der Betriebsrat informiert.

(4) Wenn ein(e) DienstnehmerlIn, die im Dienstpos-
tenplan fiir eine Gehaltsgruppe geforderten Ausbil-
dungsabschlisse nicht mitbringt, sondern sich die
Qualifikation im zweiten Bildungsweg oder durch
langjahrige Praxis erarbeitet hat oder noch erarbeiten
will, erfolgt die Einstufung bei Dienstantritt eine Stufe
unter der im Dienstpostenplan vorgesehenen Ge-
haltsgruppe.

(5) Nach einer angemessenen Zeit der Bewdhrung
und der Einarbeitung (2 bis 5 Jahre), die bei Dienstan-
tritt festgelegt wird, kann die Differenz zwischen der
tatsachlichen Einstufung und der im Dienstpostenplan
vorgesehenen Einstufung durch eine auf die Dauer der
entsprechenden Tatigkeit befristete Ergéanzungszula-
ge ausgeglichen werden. Die Entscheidung trifft die
Ordinariatskonferenz.

(6) Bei besonders qualifizierten DienstnehmerInnen
kann in Ausnahmefallen bei der Anstellung vom gefor-
derten Ausbildungsabschluss Abstand genommen
werden (besonders bei der Gewinnung von Spezialis-
tInnen oder FUihrungskraften).
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Gehaltsgruppe I

DienstnehmerInnen mit entsprechendem und
fiir ihre Tatigkeit gefordertem Hochschulab-
schluss (mindestens Diplomstudium oder Mas-
ter)

Fachreferentln, RichterIn im Diézesangericht, Juris-
tIn, ControllerIn, PfarrkuratorIn und Pastoralassisten-
tIn in den verschiedenen Seelsorgebereichen mit ab-
geschlossenem Hochschulstudium, Bauingeneurln
mit akademischen Abschluss, LeiterIn Bildungsein-
richtung (Bildungshauser, KBW uA), Redaktionsleite-
rIn Kirchenzeitung, DomkapellmeisterIn, Domorga-
nistIn, BereichsleiterIn Caritas, Psychologln, Schullei-
terIn, GeschaftsflihrerIn Caritas

Gehaltsgruppe I1

DienstnehmerInnen mit einer auf Maturaniveau
aufbauenden, geforderten, mindestens zwei-
jahrigen Fachausbildung (Abschluss Baccalau-
reat oder Bachelor) - Fachhochschule, Padago-
gische Hochschule oder Universitdt, Sozialaka-
demie, Seminar fiir kirchliche Berufe, uA)

FachreferentIn, JournalistIn, LeiterIn Abteilung Da-
tenverarbeitung, Padagogische(r) MitarbeiterIn, Ge-
schéftsfiihrerIn in Bildungseinrichtungen u. A., Pfarr-
kuratorIn und PastoralassistentIn in den verschiede-
nen Seelsorgebereichen ohne Hochschulabschluss,
SozialarbeiterIn, Sozialpadagogln, Ergotherapeutln,
PhysiotherapeutIn, Regionalverantwortliche(r) Cari-
tas, Erzieherln, ProjektbearbeiterIn, Sonderkinder-
gartenpadagoglIn

Gehaltsgruppe III

DienstnehmerInnen mit gefordertem Maturani-
veau und entsprechender personlicher und
fachlicher Kompetenz

OrganisationsreferentIn, StellenleiterIn Kirchenbei-
trag, technische, graphische oder kaufmannische Mit-
arbeiterIn mit Maturaniveau (HTL, HAK, HBLA...), Bi-
lanzbuchhalterIn
PfarrkoordinatorIn/PfarrhelferIn/JugendleiterIn  mit
geforderter einschlagiger Qualifikation, Sozialpada-
gogische(r) FamilienhelferIn, Kindergarten-, Hort-,
KinderkrippenpadagogIn, wenn sie/er nur Anspruch
auf den gesetzlichen Jahresurlaub hat.

Gehaltsgruppe IV

DienstnehmerInnen mit geforderter mindes-
tens zweijahriger Fachausbildung (Handels-
schule, Fachschule, Lehrabschluss uA) und Ta-
tigkeit in im Dienstpostenplan einschldagig aus-
gewiesenen Aufgabenbereichen

OrganisationsassistentIn, KursorganisatorIn Erwach-
senenbildung, FinanzbuchhalterIn, Kuichenchefln,
PfarrkoordinatorIn/PfarrhelferIn/JugendleiterIn ohne
geforderter einschlagiger Qualifikation, Behinderten-
padagogln, FamilienhelferIn, Altenfachbetreuerln,
Diplom-SozialbetreuerIn, Diplom Gesundheits- und
KrankenpflegerIn

Gehaltsgruppe V

DienstnehmerInnen mit geforderter mindes-
tens zweijdhriger Fachausbildung (Handels-
schule, Fachschulen, Lehrabschluss uA)

Sekretarln, KirchenbeitragsmitarbeiterIn, Kellnerln,
HausmeisterIn mit einschlagiger Berufsausbildung,
Koch/Koéchin, BuchhalterIn, Sozialfachbetreuerln,
Einsatzleitung Tagesmutter

Gehaltsgruppe VI

DienstnehmerInnen, ohne geforderte oder ma-
ximal einjahrige einschlagige Ausbildung, die
manuelle Arbeiten, Biiroarbeiten oder Be-
treuungsaufgaben im erzieherischen, sozialen
oder pflegerischem Bereich innerhalb eines vor-
gegebenen Rahmens selbstdndig ausfiihren

Servicekraft, HausmeisterIn, Beikoch/Beikdchin, Bl-
rokrafte, Rezeptionistln, DienstnehmerlIn in der Tele-
fonvermittlung, Aushilfe, AssistentIn in Kindertage-
seinrichtungen, wenn sie/er nur Anspruch auf den ge-
setzlichen Jahresurlaub hat, PflegehelferIn

Gehaltsgruppe VII

DienstnehmerInnen mit vorwiegend manueller
Tatigkeit

Kichenhilfe, Zimmerservice in Bildungshausern, Mes-
nerIn, Aushilfe, HeimhelferIn

Gehaltsgruppe VIII

Reinigungspersonal, Aushilfe

*) Ausgenommen davon sind alle jene DienstnehmerInnen, die un-
ter die Bestimmungen des § 35, Abs (1), (2), (3), (4) und (5) fallen,
fir diese gelten die Bestimmungen der jeweiligen Anhénge.

§ 38 Vordienstzeiten sowie Stichtagsregelung

Der Vorriickungsstichtag wird dadurch ermittelt, dass
dem Tag der Anstellung folgende Zeiten im angegebe-
nen Ausmal vorangesetzt werden, wobei nur Zeiten

ab dem vollendeten 18. Lebensjahr gerechnet werden
und ein und derselbe Zeitraum nicht mehrfach bertick-
sichtigt wird. Die Ausflihrungsbestimmungen dazu
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sind in einer eigenen Betriebsvereinbarung An-
rechnung von Vordienstzeiten zu regeln.

(1) Fir die Gehaltsgruppen I bis VI werden beruflich
einschlagige  Vordienstzeiten,  Berufstatigkeiten,
schulische Ausbildungen oder ein abgeschlossenes
Studium (das HochstausmaB flir die Anrechnung von
Ausbildungen und Studien richtet sich nach der ge-
setzlichen Mindeststudien- oder Mindestausbildungs-
dauer) zur Ganze, sonstige berufliche Vordienstzeiten
bis zu einem HéchstausmaB von drei Jahren zur Halfte
angerechnet, insgesamt bis zu einem Hochstausmafi
von zehn Jahren.

(2) Bei den Gehaltsgruppen VII bis VIII werden beruf-
lich einschldagige Vordienstzeiten, Berufstatigkeiten
oder schulische Ausbildungen bis zu einem Hoéchst-
ausmal von drei Jahren zur Halfte angerechnet.

(3) Vordienstzeiten im Bischoéflichen Ordinariat, der
Caritas, in Pfarren, als ReligionslehrerIn und bei
Rechtspersodnlichkeiten nach kanonischem Recht wer-
den zur Génze angerechnet.

(4) Zeiten des ordentlichen Prasenz-, Zivil- oder Ent-
wicklungsdienstes werden mit maximal einem Jahr
angerechnet.

(5) Beiab 1.1. 2009 neu eintretenden Dienstnehme-
rInnen werden Kindererziehungszeiten inkl Karenz-
zeiten und unbezahltem Urlaub in Anschluss an die ar-
beitsrechtliche Karenz, wahrend derer keiner Er-
werbstatigkeit nachgegangen worden ist, mit 50 %,
maximal 4 Jahren angerechnet, wenn ein Hochstaus-
maB von 12 Jahren aus (1), (2), (3) und (4) bei den
Gehaltsgruppen I bis VI und das Héchstausmal von
5> Jahren bei den Gehaltsgruppen VII und VIII nicht
Uberschritten wird.

§ 39 Vorrickungen*)

(1) Die/der Dienstnehmerln rickt jeweils nach zwei
Jahren in die nachst hohere Gehaltsstufe ihrer/seiner
Gehaltsgruppe vor.

(2) Die Vorrickung findet an dem auf die Vollendung
des zweijahrigen Zeitraumes nachstfolgenden 1. Jan-
ner oder 1. Juli statt (Vorrtickungstermine). Die zwei-
jahrige Frist gilt auch als vollendet, wenn sie in den fol-
genden drei Monaten, dh bis zum 31.Marz bzw
30. September erreicht wird.

(3) Die erste Elternkarenz, die im aufrechten Dienst-
verhaltnis mit der Diézese Innsbruck angetreten wird
oder wurde, wird im AusmaB der gesetzlichen Karenz-

zeit fr folgende Rechtsanspriiche, die nach der Dauer
der Betriebszugehdrigkeit bemessen werden, voll an-
gerechnet: Kindigungsfrist, verlangerte Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall, UrlaubsausmafB. Beziiglich
UrlaubsausmagB trifft dies auch dann zu, wenn die ers-
te Elternkarenz wahrend eines friheren Dienstver-
haltnisses mit der Didézese Innsbruck oder anderen
Rechtspersonlichkeiten nach § 1 / Abs 2 in Anspruch
genommen worden ist.

(4) Alle Zeiten der Elternkarenz, Familienhospizka-
renz und Pflegekarenz, die ab dem 1.Janner 2012 be-
ginnen, werden fir Vorrickungen zur Ganze ange-
rechnet.

§ 40 Zulagenregelungen

Diese Zulagen gelten grundsatzlich fir alle Gehalts-
schemata, auBer es sind fir einzelne Zulagen in den
jeweiligen Gehaltsschemata oder Sondervertragen
andere Regelungen vorgesehen.

(1) AuBendienstzulage:

Als AuBendienst gelten alle Dienstverpflichtungen, die
auBerhalb der Gemeindegrenzen des Dienstortes in
erheblichem Ausmal anfallen. Der Anspruch auf diese
Zulage ist in der Dienstpostenbeschreibung grund-
satzlich festzulegen.

(2) Kinderzulage (KZL)

DienstnehmerlInnen, die selbst oder der andere El-
ternteil fur Kinder, flir die Unterhaltspflicht besteht,
Anspruch auf staatliche Familienbeihilfe haben, steht
bis zu einer Obergrenze des Grundgehaltes von
150 % der Gehaltsgruppe III / Gehaltsstufe 1 (Gehalt
und eventuell zustehende Erganzungszulage) eine
Kinderzulage zu. Als Berechnungsgrundlage wird das
tatsachliche Gehalt herangezogen. Der Anspruch auf
Kinderzulage ist durch eine Bestatigung der Gewah-
rung der staatlichen Familienbeihilfe nachzuweisen,

*) Ausnahmen: Gehaltsschema B, Gehaltsschema C, Gehaltsschema D, Gehaltsschema E und Sondervertréage
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ersatzweise wird bis zur Vollendung des 27. Lebens-
jahrs auch der Anspruch auf Mitversicherung der un-
terhaltspflichtigen Kinder bei der Gebietskrankenkas-
se akzeptiert

Die KZL in voller Hohe erhalten:

a) Vollbeschaftigte Dienstnehmerlnnen, deren Ein-
kommen unter der Obergrenze des Grundgehaltes
von 150 % der Gehaltsgruppe I1I / Gehaltsstufe 1
liegt.

b) Bei vollbeschaftigten AlleinverdienerInnen und Al-
leinerzieherInnen (It. EStG) auch jene, deren Ein-
kommen Uber der Obergrenze des Grundgehaltes
liegt.

c) Teilzeitbeschaftigte AlleinerzieherInnen und Al-
leinverdienerInnen mit einem Beschaftigungsaus-
maB von mindestens 50 %, wenn sie kein Zusatz-
einkommen haben, das Gber der Geringfligigkeits-
grenze liegt.

Eine anteilige KZL entsprechend dem jeweiligen Be-
schéaftigungsausmap erhalten:

a) Teilzeitbeschaftigte DienstnehmerInnen entspre-
chend ihrem BeschaftigungsausmafB, wenn ihr tat-
sachliches Einkommen unter der Obergrenze von
150 % der Gehaltsgruppe III / Gehaltsstufe 1 liegt.

b) Teilzeitbeschdftigte AlleinerzieherInnen und Al-
leinverdienerInnen mit einem Beschaftigungsaus-
mafB von mindestens 50 %, wenn sie ein Zusatz-
einkommen haben, das Uber der Geringfligigkeits-
grenze liegt.

Keine KZL erhalten:

a) Voll- oder teilzeitbeschdaftigte Dienstnehmerinnen,
deren Einkommen Uber der Obergrenze des
Grundgehaltes von 150 % der Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1 verfligen, sofern nicht eine der oben
angeflhrten Bestimmungen zutrifft.

Ausnahmegenehmigungen kénnen auf Antrag des zu-
standigen Betriebsrates von der Ordinariatskonferenz
erteilt werden.

(3) Haushaltszulage

a) Eine Haushaltszulage steht nur AlleinverdienerlIn-
nen mit Kind(ern) oder AlleinerzieherInnen (It EStG)
bis zu einer bestimmten Obergrenze des Grundgehal-
tesin der Hohe von 150 % der Gehaltsgruppe III / Ge-
haltsstufe 1 zu.

b) Teilzeitbeschaftigte DienstnehmerInnen, deren
Grundgehalt - hochgerechnet auf eine 40-Stunden-
Anstellung - Uber der Obergrenze von 150 % der Ge-
haltsgruppe I1I / Gehaltsstufe 1 liegt, gilt ihr tatsachli-
ches Grundgehalt als Berechnungsgrundlage; die
Haushaltszulage steht ihnen allerdings nicht zu, wenn

sie zusatzliche Einkilnfte Uber der Geringfligigkeits-
grenze beziehen.

c) Teilzeitbeschaftigte AlleinerzieherInnen und Allein-
verdienerInnen mit einem Beschaftigungsausmal
von mindestens 50 % erhalten die Haushaltszulage
in voller Hohe, wenn sie kein Zusatzeinkommen ha-
ben, das Uber die Geringfligigkeitsgrenze hinaus geht.

(4) Zulagen fiir Nacht-, Nachtbereitschafts-,
Sonn- und Feiertags-, Turnus- und Rufbereit-
schaftsdienste:

Bei Turnusdiensten und mobilen sozialen Diensten
werden folgende Zulagen gewahrt, sofern fir diese
geleisteten Dienstzeiten keine Uberstundenzuschlage
zustehen: Sonn- und Feiertagszulage: 1,8 v.T. pro
Stunde, Nachtdienstzulage bei wachen Nachtdiens-
ten: 18,9 v.T. pro Nacht, Nachtbereitschaftsdienstzu-
lage 18,9 v.T. pro Nacht, Rufbereitschaftszulage 1,8
v.T. pro Stunde des Gehaltes der Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1.

(5) Personenbezogene Fachzulage:

Diese gebulhrt fir eine auBerordentliche fachliche
Qualifikation von groBem betrieblichem Nutzen, die
in einem Teilbereich tber die im Dienstpostenplan vor-
gesehene allgemeine Qualifikation hinausgeht, wo
aber eine generelle hdhere Einstufung nicht mdglich
ist. Die Fachzulage, auf die kein Rechtsanspruch be-
steht, ist personbezogen und im Einzelfall von der Or-
dinariatskonferenz zu beschlieBen; ihre Hohe orien-
tiert sich an der Leitungszulage flr Dienststellenleiter-
Innen. Wenn einem/einer DienstnehmerlIn eine Fach-
zulage gewahrt wird, ist der Betriebsrat dariber zu in-
formieren.

(6) Erganzungszulage:

Eine Ergadnzungszulage ist eine auf bestimmte Zeit
oder auf Dauer gewahrte Aufzahlung auf héhere Ge-
haltsstufen. Diese geblhrt laut § 36, Abs 5 Dienstneh-
merInnen, die bei Dienstantritt die im Dienstposten-
plan fiir eine Gehaltsgruppe geforderten Ausbildungs-
abschlisse nicht mitbringen. Flr bestimmte Berufs-
gruppen kann die dauernde Gewahrung einer Ergan-
zungszulage im Dienstpostenplan festgesetzt werden.

(7) Sonstige Zulagen:
Weitere Zulagen bedlrfen einer Betriebsvereinba-
rung. Individuelle Regelungen bedirfen der Abspra-
che mit dem Betriebsrat.

(8) Leitungszulage:

Dienststellen-, Abteilungs-, BereichsleiterInnen er-
halten flr die Dauer ihrer Fihrungsfunktion eine Lei-
tungszulage.

Die Leitungszulage betragt je nach Einstufung im
Dienstpostenplan fiir
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5% C20%
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a 15% A 30%

der Gehaltsgruppe I1I / Gehaltsstufe 1.

Kriterien zur Bewertung der Leitungszulage:

Bei Dienststel-
lenleiterInnen
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lich, bei Abtei-
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§ 41 Sozialleistungen

(1) Weihnachtsgeld fiir Kinder:

Das Weihnachtsgeld fir Kinder geblihrt unabhangig
vom AnstellungsausmalB DienstnehmerInnen, denen
die Kinderzulage zusteht und die in einem seit mindes-
tens sechs Monaten aufrechten Dienstverhaltnis ste-
hen.

(2) Jubilaumsgeld*):

Das Jubilaumsgeld geblhrt fir 25-jahrige kirchliche
Dienstzeit in der Didzese Innsbruck und betragt
75% eines Monatsgehaltes der Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1.

(3) Kostenersatz fiir die Fahrt zur Arbeitsstel-
le**):

Betragt die kilrzest mogliche Entfernung zwischen
Dienststelle und nachstgelegener Wohnung der
Dienstnehmerin/des Dienstnehmers mehr als zwei Ki-
lometer, so werden auf Ansuchen und glaubhaften
Nachweis die Kosten des billigsten, zumutbaren 6f-
fentlichen Verkehrsmittels flr die Fahrt zur Arbeits-
stelle abzuglich eines Selbstbehaltes ersetzt. Besteht
keine offentliche Verkehrsverbindung, so werden er-
satzweise die Bahn-Kilometer zur Berechnung des
Fahrtkostenersatzes zugrunde gelegt.

(4) Essenszuschuss:

Jeder/jedem Dienstnehmerln steht bei regelmaBigem
Dienst Uber die Mittagszeit eingeschrankt auf diese
Arbeitstage ein Essenszuschuss in einer mit dem Be-
triebsrat zu vereinbarenden Héhe zu.

Far jede(n) Dienstnehmerln ist bei Dienstbeginn bzw
nach Veranderung der Verteilung der Arbeitszeit zu
klaren, fir welche Tage in der Woche ein Anspruch
auf Essenszuschuss besteht.

In den Monaten Jénner bis Marz werden Essenbons flir
je finf Wochen, in den Monaten April bis November flr
je vier Wochen ausgegeben, flir DienstnehmerInnen
mit sechs Wochen Urlaubsanspruch im November
nur fir drei Wochen (insgesamt 47 bzw 46 Wochen);
damit sind Zeiten des Erholungsurlaubes abgerech-
net.

Zeiten eines Krankenstandes und Dienstreisen sind
von den DienstnehmerInnen im Nachhinein zu melden
und reduzieren entsprechend der Dienstabwesenheit
den Anspruch auf einen Essenszuschuss.

(5) Unverzinslicher Gehaltsvorschuss:

Bei mindestens einjahriger Betriebszugehdrigkeit und
unbefristetem Dienstverhaltnis ist ein Gehaltsvor-
schuss entsprechend den Bestimmungen der Be-
triebsvereinbarung unverzinsliche Gehaltsvorschisse
moglich.
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(6) Zukunftssicherung:

Die Dienstgeberin gewahrt DienstnehmerInnen, die in
einem ungeklindigten und unbefristeten Dienstver-
haltnis stehen einen Zuschuss fir eine Gruppenversi-
cherung (Krankenzusatzversicherung, Pensionsvor-
sorgeversicherung). Bei mehrfacher Inanspruchnah-
me kann jedoch nur einmal der vereinbarte Zuschuss
zur Verrechnung gelangen.

Die einzelnen Bedingungen / Bestimmungen richten
sich nach den jeweils geltenden Richtlinien des Ein-
kommensteuergesetzes (§ 3 Z 15).

Die Rechtsfolgen und ein eventuelles Risiko aus dem
Abschluss von Gruppen-Zusatzkrankenversicherung
und/oder Gruppen-Zusatzpensionsversicherung
Ubernimmt zur Ganze die/der Dienstnehmerln als
Versicherte(r), auch bei einem eventuellen Ausschei-
den aus dem Dienstverhaltnis.

Die Hohe des jahrlichen Zuschusses wird gesondert
betraglich festgelegt, wobei der nach dem ESTG fest-

gelegte beglnstigte Betrag nicht Uberschritten wer-
den darf; bei Teilzeitbeschaftigung ist die Hohe des
Zuschusses aliquot entsprechend dem Anstellungs-
ausmalB. Der Zuschuss bei der Pensionsvorsorge be-
tragt jedoch nur 50 Prozent der laufenden Versiche-
rungspramie, maximal der festgelegte Betrag.

Diese Beglinstigung fur die Zukunftssicherung gilt
ausschlieBlich nur fur die/den DienstnehmerIn. ***)
Bei der Pensionsvorsorge erlischt der Anspruch mit
Ende des Dienstverhaltnisses, auch bei Pensionsan-
tritt, spatestens jedoch mit Ende des Kalenderjahres,
in dem die/der Dienstnehmerln das 65. Lebensjahr
vollendet hat. Bei der Krankenzusatzversicherung er-
halten PensionistInnen weiterhin den bisher gewahr-
ten Zuschuss. Wahrend der Karenzzeit besteht kein
Anspruch.

*) Ausnahme Gehaltsschema B, siehe Anhang Nr 2
**) Ausnahme Gehaltsschema B, siehe Anhang Nr 2
***) Ausnahme Gehaltsschema B

§ 42 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

Der Anspruch der Dienstnehmerin/des Dienstneh-
mers bei Dienstverhinderung wegen Krankheit oder
eines Unglicksfalles regelt sich nach den Bestimmun-
gen des Angestelltengesetzes § 8a Abs (1) und (2).
Hat das Dienstverhaltnis jedoch bereits 15 Jahre ge-

dauert, so wird der Dienstnehmerin/dem Dienstneh-
mer ein allfalliger Differenzbetrag zwischen ihrem/
seinem Gehalt und dem Krankengeld der Krankenkas-
se durch 20 Wochen und nach 25 kirchlichen Dienst-
jahren durch 24 Wochen bezahlt.

§ 43 Abfertigung

Die Abfertigung erfolgt entsprechend den gesetzli-
chen Regelungen in der jeweils glltigen Fassung. Bei
Pensionsantritt wird bei Dienstnehmerlnnen, die der
alten Abfertigungsregelung unterliegen, die gesetz-

lich zustehende Abfertigung einmalig in voller H6he
angewiesen. Diese Regelung gilt fur alle Bereiche im
kirchlichen Dienst.

§ 44 Abfertigung im Fall von Mutterschutz und Elternkarenz

Eine Abfertigung steht nur zu, wenn das Dienstver-
haltnis bereits flinf Jahre gedauert hat und die Kiindig-
ungmindestens drei Monate vor Ablauf der gesetzli-
chen Karenzzeit oder nach einem unbezahlten Urlau-

bin Anschluss an die arbeitsrechtliche Karenz nach
den Bestimmungen des § 29, Abs (4) des Kollektivver-
trages erfolgt. Die Abfertigung im Fall von Elternka-
renz betragt drei Monatsentgelte.

§ 45 Altersversorgung Gehaltsschema B

siehe Anhang Nr 2
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§ 46 Gehaltsfortzahlung im Todesfall

Verstirbt ein(e) DienstnehmerIn wahrend eines auf-
rechten Dienstverhdltnisses mit der Didzese, steht
der Gehalt des Monats, in dem der Todesfall eintritt,

unterhaltsberechtigten Angehérigen zur Ganze zu.
Far die Abfertigungsanspriche finden die gesetzlichen
Regelungen des Angestelltengesetzes Anwendung.

9. DIENSTREISEN

§ 47 Allgemeine Bestimmungen

(1) Eine Dienstreise liegt vor, wenn ein(e) Dienstneh-
merln Uber Auftrag der DienstgeberIn ihren/seinen
Dienstort (Blro, Betriebsstatte, Einsatzort...) zur
Durchfliihrung einer Dienstverrichtung verlasst.

(2) Dienstliche Verrichtungen auf dem Weg vom
Wohnort zum Dienstort (oder umgekehrt) verandern
den Charakter dieser Fahrt vom und zum Arbeitsplatz
(Privatfahrt) nicht zu einer Dienstreise.

(3) Fur Dienstreisen mit dem eigenen PKW gebuhrt
der/dem DienstnehmerIn eine Entschadigung in An-
lehnung an das amtliche Kilometergeld. Die Héhe

und Ausfuhrungsbestimmungen zum Kilometergeld
sind mit dem Betriebsrat zu verhandeln, wobei die
Ausfluhrungsbestimmungen in der Betriebsvereinba-
rung Dienstreisen, die Hohe des Kilometergeldes im
Anhang A festzuhalten sind.

(4) Anfahrten mit dem eigenen PKW zum Dienstort,
wenn die Dienstreise von dort aus angetreten wird,
sind durch den Fahrtkostenzuschuss, die AuBen-
dienstzulage und das Pendlerpauschale abgegolten.

(5) Die detaillierten Bestimmungen zu Dienstreisen
sind in einer Betriebsvereinbarung zu regeln.

10. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 48 Anwendung des Kollektivvertrages fir Rechtspersonlichkeiten nach

kanonischem Recht

(1) Alle in diesem Kollektivvertrag geltenden oder an-
zuwendenden Regelungen fur DienstnehmerInnen
des Bischoflichen Ordinariates oder der Caritas gelten
analog fur DienstnehmerInnen bei Rechtspersonlich-
keiten nach kanonischem Recht.

(2) Grundsatzregelung:

Im gegenstandlichen Kollektivvertrag sind einige
grundsatzliche Regelungsgegenstande (siehe §§ 16
Arbeitszeit, 21 Durchrechnung u A) Betriebsvereinba-

rungen zur weiteren Fassung Ubertragen. Die Kollek-
tivvertragspartnerlnnen vereinbaren, dass von
Rechtspersonlichkeiten nach kanonischem Recht, in
denen mangels Bestehen eines Betriebsrates der Ab-
schluss von eigenen Betriebsvereinbarungen nicht
maoglich ist, ersatzweise mit den Betriebsratskorper-
schaften der Di6zese Innsbruck Betriebsvereinbarun-
gen flir diese Dienstverhaltnisse vereinbart bzw die flr
die Dienstnehmerlnnen der Dibzese glltigen Be-
triebsvereinbarungen angewandt werden mussen.
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§ 49 Anderung bestehender Vorschriften

(1) Generelle Anderungen dieses Kollektivvertrages
bedlirfen der Verhandlung der vertragsabschlieBen-
den Parteien Didzese Innsbruck und Gewerkschaft
der Privatangestellten, Druck-Journalismus-Papier.
Betriebsvereinbarungen kénnen auf Antrag einer oder
beider der abschlieBenden VertragspartnerInnen Bi-
schofliches Ordinariat und der jeweiligen Betriebsrate
Bischofliches Ordinariat und Caritas geandert werden.

(2) In allen Angelegenheiten, in denen das Gesetz bei
Nichtzustandekommen einer Einigung Uber den Ab-

schluss, die Aufhebung oder die Abanderung einer Be-
triebsvereinbarung die Anrufung der Schlichtungs-
stelle zuldsst, hat diese zwischen den Streitteilen zu
vermitteln, Vorschlage zur Beilegung der Streitfragen
zu erstatten und auf eine Vereinbarung der Streitteile
hinzuwirken; falls erforderlich, hat sie eine Entschei-
dung zu fallen.*)

*) ArbVG, § 159

§ 50 Verfallsfristen

Die Frist zur Geltendmachung von Anspriichen aus
Dienstverhaltnissen, die diesem Kollektivvertrag un-
terliegen, ist auf sechs Monate ab Falligkeit eines An-
spruches beschrankt, soweit nicht anderweitige zwin-
gende gesetzliche Verfallsbestimmungen gelten. Bei
rechtzeitiger Geltendmachung bleiben alle maBgebli-
chen Verjahrungs- und Verfallsfristen gewahrt.

Innsbruck, am 29. November 2012

Mit der Ubergabe der Arbeitszeitaufzeichnung an den/
die unmittelbare/n Vorgesetzte/n sind die Anspriiche
aus der Arbeitszeitaufzeichnung gegeniber der
Dienstgeberin geltend gemacht (Zeitausgleich, Uber-
stunden, Mehrstunden, Zuschliage uA).

Dr. Manfred Scheuer eh.
Bischof

Wolfgang Katzian eh.
Vorsitzender

Gabriele Wurzer eh.

Bundesausschussvorsitzende

Hubert Erler eh.
Regionalsekretar

DIOZESE INNSBRUCK

Mag. Markus Kéck

Finanzkammerdirektor

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN, DRUCK, JOURNALISMUS, PAPIER
KIRCHEN, RELIGIONSGEMEINSCHAFTEN UND DEREN EINRICHTUNGEN

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN, DRUCK, JOURNALISMUS, PAPIER
REGIONALGESCHAFTSSTELLE TIROL

Mag. Jakob Birgler eh.
Generalvikar

Reinhard Bodenaver eh.
Stv. Geschdftsbereichsleiter

Mag.? Judith Reitstatter eh.
Wirtschaftsbereichssekretdrin

Stefan Kindler eh.
Wirtschaftsbereichsvorsitzender
Verhandlungsleiter
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ANHANGE ZUM KOLLEKTIVVERTRAG DER DIOZESE INNSBRUCK

Anhang 1 Gehaltsschema A Anhang 5 Gehaltsschema E (Lehrlinge)

Anhang 2 Gehaltsschema B (bisherige DBO 85) Anhang 6 Dienstvertrage Bischofliches Ordinariat

Anhang 3 Gehaltsschema C (padagogische Mitar- und Stiftungen Caritas

beiterInnen in Kindertageseinrichtungen) Anhang 7 Rechtspersoénlichkeiten nach  kanoni-
schem Recht, fir die der Kollektivvertrag

Anhang 4 Gehaltsschema D (PastoralpraktikantIn- o )
Gultigkeit hat

nen und andere PraktikantInnen)

ANHANG 1 GEHALTSSCHEMA A

Glltig fir Vollzeitbeschaftigte
Gliltig ab 1.Jdanner 2013

1. Gehaltsgruppen und Gehaltsstufen
Fur die Gehaltsgruppen I bis VIII in den Gehaltsstufen 1 bis 23 gelten folgende Betrage in Euro:

I II III Iv \' VI VII VIII
1 249470 2.282,50 2.073,20 1.982,70 1.844,50 1.787,20 1.729,50 1.482,20
2 2.540,20 2.324,00 2.109,90 2.017,00 1.876,10 1.817,50 1.758,80 1.506,80
3 2.656,60 2.409,10 2.175,50 2.079,40 1.932,70 1.864,00 1.803,50 1.543,80
4 2.754,50 2.496,90 2.253,30 2.153,30 1.999,30 1.912,30 1.849,80 1.582,40
5 2.856,80 2.588,20 2.334,80 2.229,70 2.069,80 1.961,50 1.897,40 1.621,80
6 2.963,60 2.683,00 2.420,20 2.310,00 2.125,00 2.012,90 1.930,30 1.662,90
7 3.074,30 2.782,10 2.508,30 2.373,40 2.181,50 2.048,20 1.963,70 1.704,70
8 3.189,80 2.885,80 2.600,10 2.438,40 2.220,50 2.066,30 1.972,00 1.748,10
9 3.309,50 2.980,10 2.683,50 2.482,90 2.260,30 2.084,70 1.980,40 1.777,70

10 3.403,10 3.063,60 2.757,80 2.528,30 2.285,50 2.103,10 1.989,30 1.808,10

11 3.467,20 3.121,00 2.809,10 257410 2.306,60 2.121,80 1.998,00 1.838,90

12 3.532,80 3.179,80 2.861,40 2.598,20 2.327,50 2.140,70 2.006,30 1.854,60

13 3.599,50 3.239,40 2.914,80 2.622,00 2.348,80 2.159,90 2.015,50 1.870,80

14 3.633,70 3.270,00 2.942,20 2.646,10 2.370,40 2.179,10 2.024,40 1.886,60

15 3.668,10 3.300,70 2.969,70 2.670,40 2.392,10 2.198,60 2.033,30 1.902,80

16 3.702,80 3.331,70 2.997,50 2.695,00 241390 2.217,90 2.042,30 1.919,40

17 373790 3.363,30 3.025,70 2.719,70 2.436,10 2.238,00 2.051,20 1.935,80

18 3.773,40 3.394,80 3.053,80 2.745,10 2.458,30 2.257,90 2.060,40 1.952,50

19 3.791,40 3.410,90 3.068,10 2.757,60 2.469,30 2.268,00 2.069,40 1.960,90

20 3.809,30 3427,10 3.082,50 2.770,60 2.480,60 2.278,10 2.069,40 1.969,50

21 3.827,30 3.443,00 3.096,90 2.783,30 2.492,00 2.288,40 2.069,40 1.978,40

22 3.845,60 3.459,50 3.111,40 2.796,20 2.503,50 2.298,80 2.069,40 1.986,60

23 3.863,70 3.475,80 3.126,10 2.809,30 2.514,80 2.309,40 2.069,40 1.995,30

2. AuBendienstzulage 5. Nacht-, Nachtbereitschafts- Sonn- und Feier-

€ 50,00 tags-, und Rufbereitschaftszulage

3. Kinderzulage Nachtdienstzulage bei wachen Nachtdiensten
' 9 € 39,18 pro Nacht

LKINGS ottt € 4200
2 KNI et € 10000  Nachtbereitschaftszulage

flr jedes weitere Kind: ........ccovvviiiniienn. € 67,00 € 39,18 pro Nacht
Weihnachtsgeld fiir Kinder Sonn- und Feiertagszulage
€ 84,00 € 3,73 pro Stunde

Sonn- und Feiertagspauschale
4. Haushaltszulage € 124,40 pro Monat
€ 84,00

Rufbereitschaftszulage
€ 3,73 pro Stunde
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6. Leitungszulage und Personbezogene Fachzu-
lage

€ 10370 5% Gehaltsgruppe III / Gehaltsstufe 1
€ 207,30 10%
€ 311,00 15%
€ 414,60 20%
€ 51830 25%
€ 62200 30%

> WO TOo

7. Kostenersatz fiir die Fahrt zur Arbeitsstelle
Selbstbehalt € 218,00 pro Jahr/ € 18,20 pro Monat

8. Essenszuschuss
Der Wert der Essenbons pro Tag betragt € 2,50

9. Zuschuss zur Zukunftssicherung
€ 218,00 pro Jahr

10. Kilometergeld

PR e e 0,42
MitfahrerIn ....coiiii 0,05
Motorrad ..oviiii 0,24
Fahrrad ... 0,24

ANHANG 2 GEHALTSSCHEMA B

Gliltig fur die Angestellten im Bereich des Bischoflichen Ordinariates, soweit sie von der Bischoflichen Finanz-
kammer besoldet werden.

Monatliche Bruttogrundbeziige und Zulagen, giltig ab 1.1. 2013

1.

Verwendungsgruppe Grundbezug
A 2.008,70
B2 1.738,10
B1 1.693,30
c2 1.585,00
c1 1.496,20
D2 1.414.90
D1 1.380,40

E 1.301,80

2. Die monatlichen Grundbeziige erhdhen sich jedes
zweite Jahr in der Verwendungsgruppe:

A UM« € 61,70
B et € 4370
e € 3020
D et €110
E et € 770

3. Neueintretende DienstnehmerInnen erhalten
3 Biennien angerechnet. Die vierte Vorriickung erfolgt
nach 6 Dienstjahren (Vordienstzeitenanrechnung It
Dienstordnung).

Die Hochstzahl der Biennien ist mit 20 festge-
setzt.

4. Die kleine Haushaltszulage € 34,00 erhalten alle
Dienstnehmerlnnen, die einen eigenen Haushalt fih-
ren, die erhéhte Haushaltszulage von € 67,00 erhal-
ten alle DienstnehmerlInnen, die Anspruch auf Fami-
lienbeihilfe bzw Anspruch auf den Alleinverdiener/Al-
leinerzieherabsetzbetrag (It EStG) haben.

5. Die Kinderzulagen betragen bis 6 Jahre € 50,00,
von 6-12 Jahre € 59,00 und flr Kinder Gber 12 Jahre
€ 67,00.

6. Die AuBendienstzulage betragt € 50,00

7. Der Zuschuss flr die Gruppenkrankenzusatzversi-
cherung betragt fir den/die DienstnehmerIn und
den/die Ehepartnerln je 50 % der Pramie.

8. Pro Arbeitstag erhalt der/die Vollbeschaftigte einen
Essensbon um € 4,-.

9. Alle DienstnehmerInnen erhalten fir 10 kirchliche
Dienstjahre eine erste Treuezulage und fir 20 kirch-
liche Dienstjahre eine zweite Treuezulage in Hohe
von jeweils 10 % des Grundbezuges.

10. Fur 25-jahrige kirchliche Dienstzeit erhalt
jede DienstnehmerlIn ein Jubildumsgeld in Hohe
eines Monatsbezuges, hochstens jedoch
€872,10

11. Anerkennungszulage - siehe Punkt 7 der Dienst-
ordnung

12. Kilometergeld:

A 0,42
MitfahrerIn ..o e 0,05
Motorrad ... 0,24
Fahrrad ..o 0,24

13. Altersversorgung:
Auszug aus der DBO85:

~XI. Altersversorgung
Die Dienstnehmer haben Anspruch auf eine Zusatz-
pension.

a) Jene Dienstnehmer, die unmittelbar vor Beginn des
Anspruches auf die gesetzliche Altersversorgung we-
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nigstens 10 Jahre lang Angestellte der Di6zese waren
und das 40. Dienstjahr vollendet haben, erhalten eine
Zusatzpension, die 80 % des zuletzt bezogenen Brut-
to-Monatsgehaltes, aber ohne Familien-, Kinder- und
sonstige Zulagen und abzlglich der gesetzlichen Al-
tersversorgung betréagt.

b) Betragt die Gesamtdienstzeit, von der wenigstens
die letzten 10 Jahre vor Beginn des Anspruches auf die
gesetzliche Altersversorgung im Dienste der Dibzese
zugebracht werden miissen, weniger als 40 Jahre, so
verringert sich die Zusatzpension pro Differenzjahr
um 1%. 5 Jahre vor Erreichung des Anspruches auf
Alterspension wird die Hélfte der friiher gewédhrten
héchsten Kinderzulage monatlich ausbezahlt.

c) Nach dem Tod des Dienstnehmers, der eine Zu-
satzpension erhalten hatte, bekommt seine Witwe
die Hélfte dieser Zusatzpension, insofern sie sonst un-
versorgtist und zum Zeitpunkt des Todes ihres Gatten
das 50. Lebensjahr vollendet hat.

d) Die wéhrend des Abfertigungszeitraumes féllig ge-
wordenen Raten der Zusatzpension werden auf den
Abfertigungsbetrag angerechnet.

e) Sollte die gesetzliche Altersversorgung wegen frei-
williger Hoher- oder Weiterversicherung wéahrend
oder zwischen den anrechenbaren Dienstzeiten héher
sein, als sie bei Pflichtversicherung allein gewesen wé-
re, so wird die vom Dienstgeber zu gewédhrende Zu-
satzpension dadurch nicht geschmaélert.™

ANHANG 3 GEHALTSSCHEMA C

Glltig ab 1.Jd@nner 2013

Fur alle padagogischen MitarbeiterInnen in Kindertageseinrichtungen

Ent- Entlohnungsgruppe Kindergarten- und HortassistentInnen
lohnungs- | Entlohnungsgruppe KindergértnerInnen Schema IV
stufe Dienstklasse G§¥::;s- Verwendungsgruppe e
1 1.883,90

2 1.915,50 1 1.316,10
3 1.945,20 2 1.332,10
4 1.968,50 3 1.348,00
5 2.002,30 4 1.363,70
6 2.048,50 5 1.379,50
7 2.128,90 1 1.395,40
8 2.233,90 2 1.411,20
9 2.301,00 3 1.426,90
10 2.369,40 4 1.443,00
11 2.474,30 5 1.450,20
12 2.603,30 6 1.454,60
13 2.732,50 1 1.458,90
14 2.862,40 2 1.474,70
15 2.992,20 3 1.490,30
16 3.107,20 4 1.506,00
17 3.22740 5 1.522,20
18 3.355,90 6 1.537,90
19 347270 7 1.553,90
8 1.569,60
9 1.585,60
daz 1.601,60
DAZ 1.625,80
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Dienstzulagen fiir KindergartenleiterInnen

Dienstzulagen- In den Entlohnungsstufen

gruppe 1 bis 10 11 bis 15
I 268,90 285,30
11 245,70 258,80
111 193,90 205,30
1\ 147,60 156,80
Vv 92,50 98,80

Dienstzulagen fiir SonderkindergartnerInnen

Entlohnungsstufen Dienstzulage

1 bis 5 94,40
6 bis 11 132,60
ab 12 188,30

KindergartnerInnen, die an heilpadagogischen Kin-
dergdrten verwendet werden und nicht Sonderkinder-
gartnerInnen sind, geblihrt eine Dienstzulage in der
Hohe von 50 % vorstehender Dienstzulagen.

1. Allgemeine Zulage/Personalzulage

MitarbeiterInnen mit Eintritt vor dem 1.1. 1998
Bei einem Schemabezug

bis € 143990 216,00
von € 144000 bis€ 215990 270,00
ab € 1216000 32390

MitarbeiterInnen mit Eintritt ab dem 1.1. 1998

Bei einem Schemabezug

bis € 143990 216,00
von € 144000 bis€ 215990 270,00
ab € 1216000 32390

ab 16

305,80
276,20
219,90
166,40
106,30

2. Verwaltungsdienstzulage

MitarbeiterInnen mit Eintritt vor dem 1. 8. 2000

Dienstklassen I bisV .....cvviiiiiiiiiiiiiiinnenn. 159,40
Dienstklassen VI bisIX.....covviiiiiiiiiiniinnnnn. 202,30
MitarbeiterInnen mit Eintritt ab dem 1.8. 2000
,pP1-p5, e, d, c, b”, sowie ,a” bis Stufe 7 ........ 159,40
Entlohnungsgruppe ,a“ ab Stufe 8 ............... 202,30
3. Kinderzulage

Fur jedes unversorgte Kind ..........covvviivinennn, 25,00
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ANHANG 4 GEHALTSSCHEMA D

Glltig ab 1.Janner 2013

Pastoralprakti-
kantInnen:

78,3 % von Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1

Diakonatsjahr:

82,5 % von Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1

BetreuerInnen
Ferienaktionen
Caritas

47,2 % von Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1

PraktikantInnen
mit Anstellungs-
verhaltnis:

34,5 % von Gehaltsgruppe III /
Gehaltsstufe 1

Kostenersatz fiir
die Fahrt zur
Arbeitsstelle

Selbstbehalt € 0,00

1. Lehrjahr ..........
2. Lehrjahr ..........
3. Lehrjahr ..........
4. Lehrjahr ..........

ANHANG 5 GEHALTSSCHEMA E

Gliltig ab 1.Ja@nner 2013

Lehrlinge

Kostenersatz fur die Fahrt zur

Arbeitsstelle .........

............ Selbstbehalt € 0,00

€ 4749
658,10
€ 80340
€ 1.111,60
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10.

ANHANG 6

DIENSTVERTRAG

Name und Adresse DienstgeberlIn:

Dienstnehmerln:

Titel Vorname Familienname .....cccoviiiiiiiiiiiiiiiiiiiinienns

geboren am: .....oiiiiiiiiiii ([

Personalnr: coooviiiii i

Familienstand: .........coooiiiiiiinennnn. Staatsblirgerschaft: ....oovviiiii e

Beginn des Dienstvertrages: .......cvviiiiiiiiiiiiiiiiiiinnnn,
Dauer des Dienstvertrages: ....ovvvvviiiiiiiinneiriineneennnns

Der Dienstvertrag ist befristet bis..........ccoovvviiiiiiinnnn.

Der erste Monat gilt als Probezeit im Sinne des Angestelltengesetzes.

Innerhalb der Befristung kann der Dienstvertrag vom AG und von der/dem AN unter Einhaltung der Kiin-

digungsfrist und der Kiindigungstermine It KV geklindigt werden.

Eigenschaft der/des DienstnehmerIn: ...........cccoovviennn.

.................................... Angestellte(r)

Kindigungsfristen und -termine It Angestelltengesetz in der geltenden Fassung

Dienst(Einsatz-)ort bis auf weiteres: ............ccoviviiiinnnn.

T ) 740 ]

(Ein anderer Dienst(Einsatz-)ort ist moglich).

Vorgesehene Verwendung: .......oovveiniiiiiinnniarennnaeaenns

BeschaftigungsausmaB: .......coooviiiiiiiiiiiiii i

Einstufung It Kollektivvertrag:
Gehaltsgruppe:

Gehaltsstufe:
Vorrickungsstichtag:
Anrechenbare Zeiten:

N&achste Vorrickung:

Grundgehalt

Aufzahlung

Leiterzulage
AuBendienstzulage

Sonn- und Feiertagszulage
Kinderzulage
Haushaltszulage

Verwendungs-/Fachzulage

- 33 -

................................. Wochenstunden



Fahrtkostenvergiltung €
Gesamtbrutto S

Falligkeit der Gehaltszahlungen und Sonderzahlungen It KV

11.  Sozialleistungen It KV
12.  Stichtag fir das Urlaubsausmal: It Urlaubsgesetz in der geltenden Fassung
UrlaubsausmaRB: It Urlaubsgesetz in der geltenden Fassung, d.s. derzeit 30 Werktage
Anrechenbare Zeiten: ..o Monate: ... (= 25 Arbeitstage)

13. Mitarbeitervorsorgekasse:
VBV-Mitarbeitervorsorgekasse
1020 Wien, Obere Donau StraBe 49-53

14.  Stichtag fir die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall:
Anrechenbare Zeiten: .....cooiiiiiiiii Monate: .....covviiiiiiiii
15.  Stichtag flr das Jubildumsgeld:

ANrechenbare Zeiten: ..vv.iiiiiii i i i e et e Monate: ..ot

Der/die Dienstnehmer/in wird aufgrund der geltenden Sozialversicherungsbestimmungen bei der Tiroler Gebiets-
krankenkasse flr Arbeiter und Angestellte in Innsbruck mit Beginn des Dienstverhaltnisses als Angestellte/r ver-
sichert gehalten. Auf den Dienstvertrag kommen die gesetzlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen, der Kollek-
tivvertrag der Di6zese Innsbruck sowie die Regulative und Betriebsvereinbarungen in den jeweils geltenden Fas-
sungen und die Bestimmungen des kanonischen Rechtes zur Anwendung; dieses liegt beim Bischoflichen Ordina-
riat zur Einsicht auf.

Der/die Dienstnehmer/in bestatigt mit seiner/ihrer Unterschrift, dass er/sie den Kollektivvertrag sowie die Regu-
lative und Betriebsvereinbarungen in der jeweils geltenden Fassung erhalten hat.

Der/die Dienstnehmer/in erklart, dass er/sie mit der oben angefihrten Einstufung aufgrund der von ihm/ihr be-
kanntgegebenen Vordienstzeiten einverstanden ist.

Der/die Dienstnehmer/in erklart sich einverstanden, dass der Kirchenbeitrag monatlich beim Bezug einbehalten
wird — beginnend mit dem dem Eintritt folgenden Kalenderjahr.

Der/die Dienstnehmer/in ist zur Geheimhaltung aller ihm/ihr zur Kenntnis gelangenden Geschafts-, Betriebs- und
Datenschutzgeheimnisse gegeniiber jedermann — auch Uber das Ende des Dienstvertrages hinaus - verpflichtet.
Die Frist zum Geltendmachen von Anspriichen aus diesem Dienstvertrag ist auf sechs Monate ab Falligkeit eines
Anspruches beschrankt, soweit nicht anderweitige zwingende gesetzliche Verfallsbestimmungen gelten. Bei
rechtzeitiger Geltendmachung bleiben alle maBgeblichen Verjahrungs- und Verfallsfristen gewahrt.

Die Leitung der Abteilung / des Bereiches / der Dienststelle ist befristet bis.........ccoviviiiiiiiiiiii e
Der Anspruch auf die Leiterzulage besteht fiir die Dauer der Leitungsfunktion.

Die Kindigungsmaglichkeit fir diese Leitungsfunktion unterliegt den gleichen Regelungen wie die Kiindigungs-
moglichkeit des Dienstvertrages.

Die Kiindigungsfrist dieses Dienstvertrages ist fir den/die Dienstnehmer/in drei Monate und flir die Dienstgeberin
mindestens drei Monate.

NS DIUCK, et e e e Datum: ...

DienstgeberlIn DienstnehmerlIn

Beilagen:
Kollektivvertrag und Betriebsvereinbarungen
Verpflichtungserklarung gemaB Datenschutzgesetz

*) Bezug brutto ab entsprechend BeschéftigungsausmabB dieses Dienstvertrages
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ANHANG 7

RECHTSPERSONLICHKEITEN NACH KANONISCHEM RECHT, FUR DIE DER
KOLLEKTIVVERTRAG DER DIOZESE INNSBRUCK GULTIGKEIT HAT

. Verein Caritashaus

. Katholische Jungschar der Di6zese Innsbruck — Didzesanstelle fiir die auBerschulische, kirchliche Kinder- und
Jugendarbeit der Katholischen Jungschar (KJS)

. Benediktinerstift St. Georgenberg-Fiecht
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Jetzt Mitglied werden!

Familienname ..o VOrNAmME ... J Frau [ Herr
SV-Nr./Geburtsdatum | | | | | | | | | | | Akad. Grad .....ooveeee Geburtsname .....oooovveeeeeeee e,
SHABE/HAUSINI. <o, PLZ/WORNOI ..,
Telefonisch erreichbar.............cc..cooii MGl e

[ Angestellte/r [T Lehrling (T Werkvertrag [ geringfigig beschaftigt (7 Freier Dienstvertrag [ Selbststéndig (Gewerbeschein)
[ Zeitarbeitskraft [ Schilerln [J Studentln (7 dzt. ohne Beschdftigung ] Zweitmitgliedschaft (7 Facharbeiterin

Derzeitige TAHGKEIt ....ovviiiiiiiiiiie e (3 Ich war bereits Mitglied der Gewerkschaft von/bis............ccoooiiiiiiii

lhre Angaben werden streng vertraulich behandelt und unterliegen dem Datenschutz. Nach Zusendung lhrer Anmeldebestatigung haben Sie
unter Verwendung lhrer Mitgliedsnummer die Mglichkeit, sémtliche fir Sie wichtigen Informationen wie Kollektivvertrag, Informationen zu aktuellen
Themen, Aktivitdten unserer Interessengemeinschaft, etc., einzuholen. Unsere Internetadresse: www.gpa-dijp.at

Beschaftigt bei Firma (bzw. Schule/Universitat]............cccooiiiiiiiiiiiiicie e DIENSIOrt ..vviieiiieeeiiee e
AANSCRTIE Lot h ettt ettt e eht e bt e bt ekt ekt et e e et e e et b e e s et e s bt et e e nb e e ent e e bt e b e e eneean
BranChe ... Werberln-Mitgliedsnummer ............ccooiiiiiiiiiiiie

Die Beitragszahlung erfolgt mit Einzugserméchtigungsverfahren.

Hiermit ermdchtige ich Sie widerruflich, die von mir zu entrichtenden Zahlungen bei Félligkeit zu Lasten meines Kontos mittels Lastschrift einzu-
ziehen. Damit ist auch meine kontofihrende Bank ermdchtigt, die Lastschriften einzuldsen, wobei fir diese keine Verpflichtung zur Einlésung besteht,
insbesondere dann, wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist. Ich habe das Recht, innerhalb von 56 Kalendertagen ab
Abbuchungstag ohne Angabe von Griinden die Rickbuchung bei meiner Bank zu veranlassen. Ich ermachtige die Gewerkschaft der Privatange-
stellten, Druck, Journalismus, Papier (GPA-djp) den folgenden Mitgliedsbeitrag (= 1 % meines Bruttogehaltes/Bruttolohnes, meiner Bruttolehrlingsent-
schadigung bzw. Grenzbeitrag) von meinem unten angefihrten Konto einzuziehen:

Hohe des monatlichen Beitrages: | EUR| | | | | |

(J monatlich (J alle 2 Monate (7 jedes Quartal [ 1/2 jghrlich [ jahrlich (Schiler-/Studentinnen, Zweitmitgliedschaff)

Konto-Nr.l | | | | | | | | | | |Ge|dinstituf ................................................................ Bankleitzahl

Im Janner jeden Kalenderjahres erhalte ich eine Information fir die Anpassung meines Beitrages. Basis fir den Prozentsatz der Anhebung ist ein
gewichteter Durchschnitt von bestimmten Kollektivvertragsabschlissen der GPA-djp innerhalb eines Beobachtungszeitraumes von 12 Monaten. Sollte
ich mit der Anpassung nicht einverstanden sein, habe ich die Mdglichkeit, mit dem beigelegten Formular den tatsdchlich giltigen Mitgliedsbeitrag
bekannt zu geben. Meine Finanzamtsbestatigung finde ich ab Ende Janner zum Download unter www.gpa-djp.at.

Nur ankreuzen wenn ein Betriebsabzug gewinscht wird:

(7 Betriebsabzug - da in meinem Betrieb ein Betriebsabzug méglich ist, erkldre ich mich einverstanden, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch
den Arbeitgeber (Dienstgeber) von meinem Gehalt/Lohn, meiner Lehrlingsentschadigung abgezogen wird. Ich erméchtige den Arbeitgeber,
alle im Zusammenhang mit der Betragseinhebung erforderlichen personenbezogenen Daten im Sinne des DSG § 18 (1) bzw. § 7 (1) an die
GPA-djp zu ibermitteln. Sollte ich den Gehalts-/Lohnabzug, Lehrlingsentschédigungsabzug im Betrieb nicht mehr wiinschen oder ich aus dem Betrieb
ausscheiden, kann die Zahlungsart ohne Ricksprache auf Einzugsermdchtigungsverfahren umgestellt werden. Ich habe das Recht, innerhalb von
56 Kalendertagen ab Abbuchungstag ohne Angabe von Griinden die Rickbuchung bei meiner Bank zu veranlassen.

Beitrittsmonat/-jahr

Datum/Unterschrift

- (Diese Unterschrift gilt gleichzeitig als Berechtigung fir o.a. Einzugsermdchtigungsverfahren.)
I I an

CEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: 05 0301-301, Fax: 05 0301-300
DRUCK - JOURNALISMUS - PAPIER eMail: service@gpa-dip.at, DVR 0046655, ZVR 576439352




mitmachen - mitreden - mitbestimmen

Interessengemeinschaften
lhr Zusatznutzen ohne Extrakosten

Interessengemeinschaften der GPA-djp bringen
Menschen mit @hnlichen Berufsmerkmalen zusammen.
Zum Austauschen von Erfahrungen und Wissen, zum
Diskutieren von Problemen, zum Suchen kompetenter
Ldsungen, zum Durchsetzen gemeinsamer beruflicher
Interessen.

Mit lhrer personlichen Eintragung in eine oder
mehrere berufliche Interessengemeinschaften

>> erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder
brieflich) regelméfBig Informationen ber Anliegen, Akti-
vitdten und Einladungen fiir lhre Berufsgruppe;

>> kénnen Sie lhre beruflichen Interessen auf direk-
tem Weg in die Kollektivvertragsverhandlungen lhres
Branchenbereichs einbringen;

>> erschlieBen Sie sich Mitwirkungsméglichkeiten an Pro-
jekten, Bildungsveranstaltungen, Kampagnen, Internet-
Foren und anderen fir lhre Berufsgruppe mafigeschnei-
derfen Veranstaltungen, auch auf regionaler Ebene;

>> nehmen Sie von der Interessengemeinschaft entwi-
ckelte berufsspezifische Dienstleistungen und Produkte in
Anspruch (Fachberatung auf regionaler Ebene, Bicher,
Broschiren und andere Materialien);

>> beteiligen Sie sich an demokratischen Direktwahlen
lhrer beruflichen Vertretung auf Bundesebene sowie regi-
onaler Ebene und nehmen dadurch Einfluss auf die ge-
werkschaftliche Meinungsbildung und Entscheidung.

www.gpa-djp.at/interesse

e
7 )
work@
point-of-sale

By

work@professional fir Geschdftsfihrerlnnen, Teamleiterlnnen,
Konstrukteurlnnen, Direktorlnnen, Technikerlnnen, Wissenschaftlerin-
nen, Meisterlnnen, freiberufliche Managerlnnen, Abteilungsleiterinnen,
Projektleiterlnnen, Arztlnnen, Spezialistinnen auf anderen Gebieten -
kurz fir Fachexpertlnnen und Fihrungskrafte

work@flex fir Werkvertragnehmerlnnen, freie Dienstvertrag-
nehmerlnnen und  Gewerbescheininhaberlnnen  ohne  eigene

Angestellten

work@social fir Alten-, Kranken-, Behindertenbetreuerlnnen, Sozial-
arbeiterlnnen, aber auch Angestellte in sozialen Berufen

work@IT fir IT-Spezialistinnen, Mitarbeiterlnnen bei EDV-Projekten,
im Internet und neuen Medien sowie in der Telekommunikation

work@education fir Erwachsenenbildnerlnnen, (freie) Trainerln-
nen, Lehrerlnnen an Fachhochschulen und Privatuniversitdten, Men-
schen in Beratungsberufen

work@external fir AuBendienstmitarbeiterlnnen, Servicetech-
nikerlnnen, mobile Krankenpflegerlnnen, Baustellenleiterinnen, Leite-
rinnen infernationaler Forschungsprojekte, Forstaufseherlnnen oder
Kundenbetreuerlnnen von Versicherungen

work@migration fir Menschen, die in Osterreich ohne &sterrei-
chische Staatsbirgerschaft leben bzw. diese erst wahrend ihres Auf-
enthaltes erwerben, Mitarbeiterlnnen in Beratungsstellen, in Initiativen
von Migrantinnen, Osterreicherlnnen, die in einem fremden Land le-
ben sowie Menschen, denen dieses Thema wichtig ist

work@point-of-sale fir Menschen in Verkauf und Beratung (zB
Verkéuferlnnen, Bankkundenbetreuerlnnen, Kundenbetreuerlnnen, ...)

Ich méchte mich in folgende Interessengemeinschaften eintragen:

(J work@professional J workeflex J work@social J work@education (J work@migration
J work@external (J work@point-of-sale

Dieses Service ist fur mich kostenlos.
(JFrau  [J Herr Akad. Grad ...,
Familienname ........ooiii e VOIMOME ...
SIABE/HAUSINT. ..o PLZ/WORNO ...
Berufsbezeichnung. .........ccoooiiiiiiiiii i Betrieb ..ot
Telefonisch erreichbar...... ... MG

Datum/Unterschrift

GPY- tip

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
DRUCK - JOURNALISMUS - PAPIER




Service-Hotline: 05 0301-301

Gewerkschaft der Privatangestellten,
Druck, Journalismus, Papier
1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

service@gpa-djp.at

Regionalgeschdaftsstelle Wien
1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Regionalgeschdaftsstelle Niederdsterreich
3100 St. Pslten, Gewerkschaftsplatz 1

Regionalgeschdftsstelle Burgenland
7000 Eisenstadt, Wiener Straf’e 7

Regionalgeschdaftsstelle Steiermark
8020 Graz, Karl-Morre-Strafie 32

Regionalgeschdafisstelle Kéarnten
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraf3e 44/4

Regionalgeschdaftsstelle Oberésterreich
4020 Linz, VolksgartenstraBBe 40

Regionalgeschdftsstelle Salzburg
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-StraBe 10

Regionalgeschafisstelle Tirol
6020 Innsbruck, Stdtiroler Platz 14-16

Regionalgeschdftsstelle Vorarlberg
6901 Bregenz, Reutegasse 11

www.gpa-djp.at



Fir alle,
die mehr wollen!

DVR: 0046655, OGB ZVR-Nr.: 576439352

Herausgeber: Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1.
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H., 1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1.
Verlags- und Herstellungsort Wien.

GPr: dip

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
DRUCK - JOURNALISMUS - PAPIER

1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon 05 0301-301, Fax 05 0301-300
www.gpa-djp.at - eMail: service@gpa-djp.at




	Inhaltsverzeichnis
	KV Diözese Innsbruck
	1. Präambel
	2. Vertragsabschließende Kollektivvertragsparteien
	3. Geltung
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Geltungsdauer
	§ 3 Anwendung von Gesetzen

	4. Dienstordnung bzw Rahmenrechtlicher Teil
	§ 4 Entstehen eines Dienstverhältnisses
	§ 5 Anstellungsvoraussetzungen
	§ 6 Pflichten der DienstnehmerInnen
	§ 7 Pflichten der Dienstgeberin
	§ 8 Mitteilungspflicht
	§ 9 Dienstverhinderung
	§  10 Urlaubsregelungen
	§ 11 Dienstliche Verwendung
	§ 12 Versetzung
	§ 13 Leitungsfunktionen
	§ 14 Beendigung von Dienstverhältnissen
	§ 15 Betriebsrat

	5. Arbeitszeit
	§ 16 Grundsätzliches
	§ 17 Normalarbeitszeit
	§ 18 Mehrarbeit, Überstunden – Definition und Abgeltung
	§ 19 Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit – Definition und Abgeltung
	§ 20 Turnus-, Nacht-, Nachtbereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste
	§ 21 Durchrechnungszeiträume
	§ 22 Gleitzeitmodelle
	§ 23 Ausnahmen vom Arbeitszeitgesetz und Arbeitsruhegesetz
	§ 24 Arbeitszeitvereinbarungen
	§ 25 Arbeitszeitaufzeichnungen

	6. Dienstfreistellung
	§  26 Diözesane dienstfreie Tage und Feiertage
	§ 27 Bildungskarenz und Freistellung gegen Entfall des Arbeitsentgelts nach dem Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG)
	§ 28 Pflegefreistellung
	§ 29 Pflegekarenz / Familienhospizkarenz nach dem Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG)
	§ 30 Elternkarenz und unbezahlter Urlaub im Anschluss an die Elternkarenz
	§ 31 Sabbatzeit

	7. Aus-, Fort- und Weiterbildung, Supervision
	§  32 Aus-, Fort- und Weiterbildung
	§ 33 Supervision

	8. Besoldungs- und Gehaltsrechtlicher Teil:
	§ 34 Laufende Bezüge
	§ 35 Sonderzahlungen – Weihnachtsgeld, Urlaubszuschuss
	§ 36 Gehaltsschemata
	§ 37 Gehaltsgruppen
	§ 38 Vordienstzeiten sowie Stichtagsregelung
	§ 39 Vorrückungen
	§ 40 Zulagenregelungen
	§ 41 Sozialleistungen
	§ 42 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
	§ 43 Abfertigung
	§ 44 Abfertigung im Fall von Mutterschutz und Elternkarenz
	§ 45 Altersversorgung Gehaltsschema B
	§ 46 Gehaltsfortzahlung im Todesfall

	9. Dienstreisen
	§ 47 Allgemeine Bestimmungen

	10. Schlussbestimmungen
	§ 48 Anwendung des Kollektivvertrages für Rechtspersönlichkeiten nach kanonischem Recht
	§ 49 Änderung bestehender Vorschriften
	§ 50 Verfallsfristen


	Anhänge zum Kollektivvertrag der Diözese Innsbruck
	Anhang 1 Gehaltsschema A
	Anhang 2 Gehaltsschema B
	Anhang 3 Gehaltsschema C
	Anhang 4 Gehaltsschema D
	Anhang 5 Gehaltsschema E
	Anhang 6: Dienstvertrag
	Dienstvertrag

	Anhang 7: Rechtspersönlichkeiten
	Rechtspersönlichkeiten nach kanonischem Recht, für die der Kollektivvertrag der Diözese Innsbruck Gültigkeit hat


	Mitgliedsanmeldung
	IG-Seite

